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Nr. 65
Einberufung zur 7. Tagung der 40. Synode

Die 40. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Olden­
burg wird zu einer Tagung auf

Dienstag, 3. Juni 1975
einberufen.

Die Tagung der Synode beginnt mit einem Abendmahlsgottes­
dienst, zu dem auch die Gemeinde eingeladen wird und der um 
9.00 Uhr in der St.-Ulrichs-Kirche in Rastede stattfindet.

Die Verhandlungen der Synode beginnen voraussichtlich um 
10.30 Uhr in der Heimvolkshochschule Hankhausen bei Rastede 
und werden am Donnerstag, 5. Juni 1975, abends, beendet sein.

Am Sonntag, 1. Juni 1975, ist gemäß Artikel 82 der Kirchen­
ordnung in allen Gottesdiensten der Synode fürbittend zu ge­
denken.

Etwaige Anträge und Eingaben an die Synode sind späte­
stens bis zum 21. Mai 1975 über den Oberkirchenrat einzureichen. 
Es muß damit gerechnet werden, daß nach dem 21.Mai 1975 ein­
gehende Anträge nicht mehr behandelt werden.
Oldenburg, den 30. April 1975

D e r  O b e r k i r c h e n r a t  
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

D. Harms 
Bischof

Nr. 66

Bekanntmachung
des Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen über die Pfarrerbesoldung 
(Gemeinsames Pfarrerbesoldungsgesetz — PfBesG— ) 

vom 15. Dezember 1973
Der Oberkirchenrat gibt nachstehend das Kirchengesetz der 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 
Pfarrerbesoldung (Gemeinsames Pfarrerbesoldungsgesetz — 
PfBesG •—) vom 15. Dezember 1973 bekannt.

Es ist gemäß § 16 Abs. 1 des Vertrages über die Bildung einer 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen (GVB1.

XVII. Band, Seiten 85 ff.) im Amtsblatt der Landeskirche Han­
novers (Nr. 25/1973, Seiten 235 ff.) verkündet worden. 
Oldenburg, den 10. April 1975

D e r  O b e r k i r c h e n r a t  
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Dr. Hemprich 
Oberkirchenrat

Nr. 67
Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen 

in Niedersachsen über die Pfarrerbesoldung 
(Gemeinsames Pfarrerbesoldungsgesetz — PfBesG —)

Vom 15. Dezember 1973 
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Zweiter Abschnitt
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Dritter Abschnitt
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Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Teil I
Gemeinsame Vorschriften für die Kirchen

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1
Entsprechende Anwendung des staatlichen Rechts
(1) Pfarrer erhalten für sich und ihre Hinterbliebenen Besol­

dung und Versorgung in entsprechender Anwendung der für die 
Beamten des Landes Niedersachsen geltenden Rechtsvorschrif­
ten, soweit in diesem Kirchengesetz und in nach Maßgabe dieses 
Kirchengesetzes erlassenen Bestimmungen nichts anderes vorge­
sehen ist.

(2) Absatz 1 gilt ebenfalls für die Gewährung von
a) Sonderzuwendungen,
b) Jubiläumszuwendungen,
c) Schulbeihilfen,
d) vermögenswirksamen Leistungen,
e) Sachbezügen, insbesondere Dienstwohnungen.

(3) Pfarrer erhalten für sich und ihre Hinterbliebenen Beihil­
fen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen in entsprechender 
Anwendung der für die Beamten des Landes Niedersachsen gel­
tenden Bestimmungen.

(4) Sonstige Leistungen werden nach Maßgabe kirchlicher 
Rechtsvorschriften gewährt.

§ 2
Kirchlicher Dienst

(1) Bei der Anwendung der besoldungs- und versorgungsrecht­
lichen Vorschriften ist der Dienst
a) bei der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren Gliedkir­

chen sowie Zusammenschlüssen von Gliedkirchen,
b) bei den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­

lichen Rechts, die der Aufsicht einer Gliedkirche der Evange­
lischen Kirche in Deutschland unterstehen,

Dienst bei öffentlich-rechtlichen Dienstherren im Sinne der ent­
sprechend anzuwendenden Vorschriften.

(2) Dem Dienst nach Absatz 1 steht gleich eine Tätigkeit in 
missionarischen, diakonischen und sonstigen kirchlichen Werken 
und Einrichtungen innerhalb der Evangelischen Kirche in 
Deutschland sowie in Anstalten und Einrichtungen, die dem 
Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
angeschlossen sind, ohne Rücksicht auf deren Rechtsform.

(3) Dem Dienst nach Absatz 1 kann gleichgestellt werden 
eine Tätigkeit in einer anderen christlichen Kirche sowie in an­
deren Zusammenschlüssen von Kirchen mit ihren Einrichtungen 
einschließlich Mission und Diakonie.

Zweiter Abschnitt
Ergänzende Vorschriften zur Besoldung 

§ 3
Grundgehalt

(1) Pfarrer erhalten Grundgehalt
a) in der ersten bis siebten Dienstaltersstufe nach der Besol­

dungsgruppe A 13,
b) von der achten Dienstaltersstufe an nach der Besoldungs­

gruppe A 14.
Das Grundgehalt nach Buchstabe b) erhöht sich bei Erreichen der 
zwölften, der dreizehnten und der vierzehnten Dienstaltersstufe 
zusätzlich um je eine weitere Dienstalterszulage der Besoldungs­
gruppe A 14.

(2) Pfarrer, die hauptberuflich als Dozenten an einer kirch­
lichen Ausbildungsstätte tätig sind, sollen Dienstbezüge in An­
lehnung an die für vergleichbare Dozenten im Beamtenverhält­
nis im Lande Niedersachsen geltenden Bestimmungen erhalten. 
Das Nähere wird durch Ausführungsverordnung des Rates ge­
regelt.

§ 4
Wahrung des Besitzstandes

(1) Übernimmt ein Pfarrer im kirchlichen Interesse ein Amt, 
für das niedrigere Dienstbezüge vorgesehen sind, als sie ihm

in seinem bisherigen Amt zustanden, so kann ihm eine Aus­
gleichszulage bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen seinen 
jeweiligen Dienstbezügen und den Dienstbezügen, die ihm im 
bisherigen Amt zuletzt zustanden, gewährt werden. Die Zulage 
kann insoweit für ruhegehaltfähig erklärt werden, als sie auf 
ruhegehaltfähige Bestandteile der höheren Dienstbezüge zurück­
geht.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn dem Pfarrer das neue Amt auf 
Grund eines Disziplinarurteils (Amtszuchturteils) übertragen 
wird.

§ 5
Zusammentreffen mehrerer Ansprüche auf Kinderzuschlag
Ist für ein Kind von anderer Seite nach besoldungsrechtlichen 

Bestimmungen Kinderzuschlag zu gewähren, weil bei einer Tä­
tigkeit eines nach diesem Kirchengesetz Kinderzuschlagsberech­
tigten besoldungsrechtliche Vorschriften über das Zusammentref­
fen mehrerer Ansprüche nicht angewandt werden, so wird der 
Kinderzuschlag nach diesem Kirchengesetz nur insoweit gewährt, 
als er die von anderer Seite gewährte Leistung übersteigt.

§ 6
Zusammentreffen von Dienst- und Versorgungsbezügen

(1) Den Pfarrern, die aus einer früheren Verwendung im 
öffentlichen Dienst Versorgungsbezüge nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften erhalten, ohne daß bei einer Tätigkeit im kirchlichen 
Dienst beamtenrechtliche Vorschriften über das Zusammentref­
fen von Versorgungsbezügen und Dienstbezügen angewandt 
werden, werden diese Versorgungsbezüge nach Maßgabe des 
Absatzes 2 auf ihre Dienstbezüge angerechnet.

(2) Bei der Anrechnung nach Absatz 1 bleibt anrechnungsfrei 
die Hälfte des jeweiligen Bruttobetrages der Versorgungsbezüge, 
mindestens aber ein Betrag in der jeweiligen Höhe der ruhe­
gehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs­
gruppe A 1 mit dem Ortszuschlag der Stufe 1. Kinderzuschläge 
bleiben außer Betracht. Pfennigbeträge werden auf volle Deut­
sche Mark aufgerundet.

§ 7
Dienstwohnungen

Pfarrern, die im pfarramtlichen Dienst in einer Kirchengemein­
de tätig sind, wird eine Dienstwohnung zugewiesen. Anderen 
Pfarrern kann eine Dienstwohnung zugewiesen werden. Das 
Weitere wird durch Verwaltungsvorschriften der Kirchen ge­
regelt.

Dritter Abschnitt
Ergänzende Vorschriften zur Versorgung

§ 8
Pfarrer im Wartestand

(1) Für die Gewährung von Wartegeld sind die für die Lan­
desbeamten in Niedersachsen geltenden Vorschriften über die 
Bezüge im einstweiligen Ruhestand entsprechend anzuwenden, 
soweit nicht in diesem Kirchengesetz oder durch andere kirch­
liche Rechtsvorschriften etwas anderes bestimmt ist.

(2) Die Zeit eines Wartestandes gilt nicht als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit, soweit nicht durch kirchliche Rechtsvorschrift etwas 
anderes bestimmt ist.

§ 9
Kinderzuschlag

Bei der Gewährung von Kinderzuschlag ist § 5 entsprechend 
anzuwenden.

§ 10
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen

(1) Bezieht ein Pfarrer als Empfänger von Wartegeld oder 
Ruhegehalt aus einer früheren Verwendung im kirchlichen oder 
sonstigen öffentlichen Dienst eine Versorgung, ohne daß bei 
einer Tätigkeit im kirchlichen Dienst beamtenrechtliche Vor­
schriften über das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
angewandt werden, so erhält er daneben das Wartegeld oder 
Ruhegehalt nach diesem Kirchengesetz nur soweit, als die Ver­
sorgungsbezüge aus der früheren Verwendung und die Versor­
gungsbezüge nach diesem Kirchengesetz zusammen die in Ab­
satz 2 bezeichnete Höchstgrenze nicht überschreiten. Im übrigen 
ruhen die Versorgungsbezüge nach diesem Kirchengesetz.

(2) Höchstgrenze sind 133Va v. H. der jeweils höheren Brutto­
versorgungsbezüge. Kinderzuschläge bleiben außer Betracht.
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(3) Auf Versorgungsbezüge von Hinterbliebenen finden die 
Absätze 1 und 2 entsprechende Anwendung. Die für die Landes­
beamten in Niedersachsen geltenden Bestimmungen über Höchst­
beträge und Kürzungen der Hinterbliebenenbezüge sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß Witwen- und Waisengeld zusammen 
die Höchstgrenze nach Absatz 2 nicht überschreiten dürfen.

§ 11
Zusammentreffen von Waisengeldansprüchen

Hat ein Kind einen Waisengeldanspruch sowohl aus dem An­
stellungsverhältnis des Vaters als auch aus dem der Mutter, so 
wird nur das höhere Waisengeld gezahlt. Wird für ein Kind nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften von anderer Seite ein niedri­
geres Waisengeld gezahlt, weil der Dienstherr eine beamten­
rechtliche Regelung über das Zusammentreffen mehrerer An­
sprüche für diesen Fall nicht anwendet, so wird das Waisengeld 
nach diesem Kirchengesetz unter Abzug der von anderer Seite 
gewährten Leistungen gezahlt.

,  §  12
Berücksichtigung früherer höherer Dienstbezüge

(1) Hat ein Pfarrer früher ein mit höheren Dienstbezügen 
verbundenes Amt bekleidet und diese Bezüge mindestens zehn 
Jahre lang erhalten, so sind bei der Berechnung des Ruhegehal­
tes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zugrundezulegen, die 
bei Verbleiben in dem früheren Amt zugrundezulegen gewesen 
wären.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Pfarrer das mit höheren 
Dienstbezügen verbundene Amt aufgrund eines Disziplinar- 
urteils (Amtszuchturteils) verloren hat.

§ 13
Zusage von Unfallfürsorge

(1) Unfallfürsorge in entsprechender Anwendung der allge­
meinen Vorschriften kann für Unfälle zugesagt werden, die ein 
Pfarrer in Ausübung oder infolge außerdienstlicher im kirch­
lichen Interesse liegender Tätigkeiten erleidet. Die Zusage kann 
allgemein oder für einzelne Tätigkeitsarten gegeben werden.

(2) Die Zusage begründet einen Anspruch auf Unfallfürsorge 
bei Unfällen, die nach Erteilung der Zusage eintreten. Neben 
Leistungen, die der Pfarrer oder seine Hinterbliebenen aufgrund 
des Unfalls von anderer Seite erhalten, wird Unfallfürsorge nur 
bis zur Höhe der gesetzlichen Unfallfürsorge gewährt. Leistun­
gen einer Versicherung sind insoweit nicht zu berücksichtigen, 
als sie auf eigene Beiträge zurückgehen.

§ 14
Verwendung im Wartestand oder Ruhestand

(1) Wird ein Pfarrer im Wartestand oder Ruhestand mit der 
Versehung einer Pfarrstelle beauftragt, so erhält er bis zum Ab­
lauf des Monats, in dem er das 70. Lebensjahr vollendet, neben 
der Versorgung den Unterschiedsbetrag zwischen den Versor­
gungsbezügen und den Dienstbezügen, die ihm als Inhaber der 
Stelle zustehen würden. Satz 1 gilt entsprechend bei Beauftra­
gung mit der Wahrnehmung einer allgemeinkirchlichen Aufgabe.
(2) Die Vorschriften des § 7 können entsprechend angewandt 
werden.

Vierter Abschnitt

Gemeinsame Vorschriften zur Besoldung und Versorgung

Abtretung von Schadensersatzansprüchen
(1) Wird ein Pfarrer körperlich verletzt oder getötet, so ist ein 

gesetzlicher Schadensersatzanspruch, der ihm oder seinen Hinter­
bliebenen infolge der Körperverletzung oder der Tötung zusteht, 
insoweit abzutreten, als
1. während einer auf der Körperverletzung beruhenden Auf­

hebung der Dienstfähigkeit Dienstbezüge
oder

2. infolge der Körperverletzung oder der Tötung Versorgung
oder eine andere Leistung

zu gewähren sind. Der Schadensersatzanspruch ist an die Kör­
perschaft abzutreten, die nach diesem Kirchengesetz die in Satz 1 
Nr. 1 und 2 genannten Leistungen zu erbringen hat.

(2) Der abgetretene Anspruch darf nicht zum Nachteil des 
Pfarrers oder seiner Hinterbliebenen geltend gemacht werden. 
Wird der Schadensersatzanspruch nicht oder nicht in voller Höhe 
abgetreten, so kann die Gewährung von Dienst- oder Versor­
gungsbezügen oder anderen Leistungen bis zur Höhe des Scha­
densersatzanspruches verweigert werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Abtretung 
eines Anspruches aus einem Versicherungsvertrag, wenn die Bei­
träge aus einer kirchlichen Kasse gezahlt werden. Werden die 
Beiträge nur teilweise aus einer kirchlichen Kasse gezahlt, so ist 
ein entsprechender Teilbetrag abzutreten.

§ 17
Leistungsbescheid

(1) Vermögensrechtliche Ansprüche aus dem Pfarrerdienstver- 
hältnis können gegenüber einem Pfarrer durch Leistungsbescheid 
geltend gemacht werden. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch 
Erhebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.

(2) Der Leistungsbescheid wird von der zuständigen kirchlichen 
Stelle auf Antrag der forderungsberechtigten Körperschaft oder 
von Amts wegen erlassen. Er soll nur erlassen werden, wenn ein 
Pfarrer nicht zur Zahlung bereit oder nicht mit der Einbehaltung 
von den Dienst- und Versorgungsbezügen einverstanden ist.

(3) Ein Leistungsbescheid über die Kosten eines Verfahrens 
vor einem kirchlichen Gericht kann nur aufgrund eines Kosten­
festsetzungsbeschlusses des kirchlichen Gerichtes und erst dann 
erlassen werden, wenn der Festsetzungsbeschluß nicht mehr an­
fechtbar ist.

(4) Der Leistungsbescheid wird mit der Zustellung an den 
Pfarrer sofort vollziehbar.

(5) Der Leistungsbescheid wird durch Einbehaltung des fest­
gesetzten Betrages von den Dienst- und Versorgungsbezügen 
vollzogen. Zur Vollziehung ist die kirchliche Kassenstelle ver­
pflichtet, durch die die Bezüge gezahlt werden, sobald ihr eine 
Ausfertigung des Leistungsbescheides zugestellt worden ist; die 
Ausfertigung wird der Kassenstelle unmittelbar zugestellt. Die 
Kassenstelle führt die einbehaltenen Beträge an die zuständige 
kirchliche Stelle ab.

(6) Für die Vollziehung des Leistungsbescheides gelten die 
Bestimmungen der Zivilprozeßordnung über die Unpfändbarkeit 
von Forderungen entsprechend.

(7) Die zuständige kirchliche Stelle bestimmt die Höhe des 
monatlich einzubehaltenden Betrages und entscheidet über An­
träge auf Aussetzung der Vollziehung.

(8) Für die Geltendmachung von vermögensrechtlichen An­
sprüchen gegenüber versorgungsberechtigten Angehörigen des 
Pfarrers gelten die Vorschriften der Absätze 1 bis 7 entsprechend.

§ 16

§ 15
Militärpfarrer

Pfarrer, die sich als Militärpfarrer in einem Beamtenverhält- 
nis auf Zeit befinden, sowie ihre Hinterbliebenen, behalten den 
Anspruch auf Besoldung und Versorgung nach kirchlichem Recht. 
Für die Berechnung der Besoldung und Versorgung ist das 
Grundgehalt maßgebend, das zugrunde zu legen wäre, wenn der 
Pfarrer in dem Amt verblieben wäre, das er vor der Beurlaubung 
bekleidet hat. Die Ansprüche nach den Sätzen 1 und 2 ruhen in 
der Höhe, in der Pfarrer und ihre Hinterbliebenen Ansprüche 
auf Besoldung, Vergütung, Zulagen oder Versorgung aus der 
Tätigkeit während der Beurlaubung gegenüber dem neuen 
Dienstherrn haben. Nach Beendigung der Beurlaubung besteht 
kein Anspruch auf Zahlung einer Zulage zum Ausgleich einer 
Differenz zwischen den Bezügen während der Beurlaubung und 
den nach diesem Kirchengesetz zustehenden Dienstbezügen.

§ 18
Zustellung

(1) Verfügungen, die dem Pfarrer oder einem versorgungs­
berechtigten Hinterbliebenen bekanntzugeben sind, sind zuzu­
stellen, wenn durch sie eine Frist in Lauf gesetzt wird oder 
Rechte des Pfarrers oder des versorgungsberechtigten Hinter­
bliebenen durch sie berührt werden.

(2) Verfügungen können zugestellt werden
1. durch Übergabe an den Empfänger gegen Empfangsschein; 

verweigert der Empfänger die Annahme des Schriftstückes 
oder das Ausstellen des Empfangsscheines, so gilt das Schrift­
stück mit der Weigerung als zugestellt, wenn darüber eine 
Niederschrift gefertigt und zu den Akten genommen ist,

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein,
3. durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde,
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4. durch Bekanntmachung im Verkündungsblatt der zustän­
digen Kirche, wenn der Aufenthalt des Empfängers nicht zu 
ermitteln ist,

5. an Behörden und sonstige kirchliche Amtsstellen auch durch 
Vorlegen der Akten mit der Urschrift des zuzustellenden 
Schriftstückes; der Empfänger hat den Tag, an dem ihm die 
Akten vorgelegt werden, darin zu vermerken.

(3) Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen einen Zu­
stellungsbevollmächtigten zu bestellen.

Fünfter Abschnitt 
Erweiterter Geltungsbereich

§ 19
(1) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes und die aufgrund 

dieses Kirchengesetzes getroffenen Regelungen gelten entspre­
chend für die Pastorinnen, Pfarrer im Probedienst, Hilfspfarrer, 
Hilfsgeistlidien und Hilfsprediger nach Maßgabe der folgenden 
Absätze.

(2) Pastorinnen im Probedienst, Hilfspastorinnen, Pfarrer im 
Probedienst, Hilfspfarrer, Hilfsgeistliche und Hilfsprediger er­
halten Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 13. Im übrigen 
sind die für die Beamten auf Probe des Landes Niedersachsen 
geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden.

(3) Die Vorschriften der §§ 6 und 10 sind entsprechend auf 
Pastorinnen anzuwenden, die aus einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis des verstorbenen Ehemannes ohne Berücksidi- 
tigung der Dienst- und Versorgungsbezüge aus der eigenen kirch­
lichen Verwendung Versorgungsbezüge erhalten. Das gleiche gilt 
für den Witwer einer Pastorin.

Teil II
Besondere Vorschriften für die Kirchen 

Erster Absdmitt
Ev.-luth. Landeskirdie in Braunsdiweig

? 20
Andere Grundgehälter, Zulagen

(1) Pröpste sowie der Direktor des Predigerseminars und der 
Direktor des Diakonischen Werkes der Landeskirche erhalten 
Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 15; es erhöht sich bei 
Erreichen der dreizehnten, der vierzehnten und der fünfzehnten 
Dienstaltersstufe zusätzlidi um je eine weitere Dienstalterszulage 
der Besoldungsgruppe A 15.

(2) Pfarrer als Inhaber von Stellen mit allgemein-kirchlichen 
Aufgaben sowie die Senioren der Propstei Braunschweig können 
auf Beschluß der Kirchenregierung eine widerruflidie Dienst­
stellenzulage in Höhe von einer Dienstalterszulage oder zwei 
Dienstalterszulagen der Besoldungsgruppe A 14 erhalten. Die 
Dienststellenzulage wird ruhegehaltfähig, wenn sie fünf Jahre 
lang bezogen worden ist.

(3) Pröpste und ihre Stellvertreter sowie die Senioren der 
Propstei Braunschweig erhalten für die Dauer ihres Amtes zur 
Abgeltung des mit diesem Amt verbundenen Aufwandes eine 
nicht-ruhegehaltfähige Dienstaufwandsentschädigung. Die Höhe 
der Dienstaufwandsentschädigung und das Nähere über ihre Ge­
währung werden durch Ausführungsverordnung des Rates ge­
regelt.

§ 21
Aufbringung der Besoldung und Versorgung

(1) Zur Gewährung der Besoldung und Versorgung ist die 
Landeskirche verpflichtet.

(2) Die Mittel für die Besoldung und Versorgung werden aus 
den Erträgen der Pfarren (Pfarrpfründen) und Pfarrwitwen- 
tümer sowie aus allgemeinen Haushaltsmitteln der Landeskirdie 
aufgebracht.

(3) Die Pfarren und Pfarrwitwentümer sind selbständige 
Reditsträger; ihre Vermögen sind in ihrem Bestand zu erhalten. 
Das Landeskirchenamt verwaltet die Vermögen und vertritt die 
Pfarren und Pfarrwitwentümer im Rechtsverkehr. Zur Veräuße­
rung und zur dinglichen Belastung von Grundstücken und Be­
rechtigungen der Pfarren und Pfarrwitwentümer ist die Geneh­
migung der Kirchenregierung erforderlich, wenn der Wert 
50 000,— DM übersteigt.

(4) Die Erträge der Pfarren und Pfarrwitwentümer fließen in 
die Landeskirdienkasse. Von den Erträgen sind die Kosten der

Verwaltung, Erhaltung und Verbesserung der Vermögen sowie 
die Abgaben und Lasten zu bestreiten, soweit sie nicht Dritten 
obliegen. Im übrigen dienen die Erträge aussdiließlich der Be­
soldung und Versorgung.

(5) Die auf besonderen Reditstiteln des privaten oder öffent­
lichen Rechts beruhenden Verpfliditungen Dritter gegenüber der 
Landeskirche, den Pfarren, den Pfarrwitwentümern oder den 
Kirchengemeinden bleiben unberührt.

(6) Die Zahlung von Versorgungsbezügen durdi eine Versor­
gungskasse wird kirchengesetzlich besonders geregelt.

§  22
Gestellung der Dienstwohnung

(1) Die Dienstwohnung für einen im pfarramtlidien Dienst in 
einer Kirchengemeinde tätigen Pfarrer ist durdi die Kirchen­
gemeinde (den Kirchenverband) in dem zur Pfarrstelle gehören­
den Pfarrhaus, in einem anderen geeigneten kirchlidien Gebäude 
oder, wenn ein solches nicht vorhanden ist, durch Anmietung 
bereitzustellen.

(2) Die Gestellung einer Dienstwohnung für Inhaber von Stel­
len mit allgemeinkirchlichen Aufgaben obliegt der Landeskirdie, 
für Inhaber von Stellen mit besonderem Auftrag demjenigen 
Reditsträger, für den der Auftrag erfüllt wird. Wird der Dienst 
eines Pfarrers nach dem Dienstumfang seiner Stelle für mehrere 
Reditsträger erfüllt, obliegt die Gestellung der Dienstwohnung 
den beteiligten Rechtsträgern anteilig.

(3) Die von dem Pfarrer zu entrichtende Dienstwohnungsver­
gütung wird von den Dienstbezügen einbehalten.

§ 23
Berücksichtigung früherer höherer Dienstbezüge 

bei der Versorgung
Die Vorsdiriften des § 12 finden bei einem Pfarrer, der Bezüge 

als Direktor des Predigerseminars oder als Pfarrer mit allge- 
meinkirdilichen Aufgaben erhalten hat, mit der Maßgabe An­
wendung, daß er die mit einem dieser Ämter verbundenen höhe­
ren Bezüge mindestens fünf Jahre lang erhalten haben muß.

§ 24
Besondere Rechtsverhältnisse

Soweit Pastorinnen im Angestelltenverhältnis beschäftigt wer­
den, erhalten sie eine Grundvergütung nadi der Vergütungs­
gruppe II a, vom vollendeten 35. Lebensjahr ab nach der Ver­
gütungsgruppe I b  des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT). 
Die Grundvergütung der drittletzten, der zweitletzten und der 
letzten Lebensaltersstufe erhöht sich zusätzlich um je einen wei­
teren Steigerungsbetrag derVergütungsgruppe I b. Entsprediendes 
gilt, wenn Theologen in besonderen Fällen im Angestelltenver­
hältnis beschäftigt werden.

§ 25
Zuständigkeitsregelung

(1) Für die nadi diesem Kirchengesetz erforderlidien Maßnah­
men sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist das 
Landeskirdienamt zuständig, soweit nidits anderes bestimmt ist.

(2) Oberste Dienstbehörde im Sinne der entsprechend anzu­
wendenden Rechtsvorschriften für die Beamten des Landes Nie­
dersachsen ist die Kirchenregierung.

Zweiter Abschnitt 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

§ 26 
Zulagen

(1) Eine Stellenzulage in Höhe von zwei Dienstalterszulagen 
der Besoldungsgruppe A 14 erhalten für die Dauer ihres Amtes
a) Pfarrer, die die Verwaltung führen in Kirchengemeinden mit

mehr als neuntausend Gemeindegliedern oder mit mindestens
drei Pfarrstellen,

b) Kreispfarrer,
c) der Pfarrer für Innere Mission und das Hilfswerk,
d) der Pfarrer für Erwachsenenbildung, wenn er die Pfarrstelle

für die Evangelische Akademie mitverwaltet.
(2) Die Stellenzulagen werden ruhegehaltfähig, wenn sie acht 

Jahre lang bezogen worden sind.
(3) Mehrere Stellenzulagen können nicht nebeneinander be­

zogen werden.
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Aufbringung der Besoldung und Versorgung
(1) Zur Gewährung der Besoldung und Versorgung ist die Ev.- 

Luth. Kirche in Oldenburg verpflichtet. Die Mittel für die Be­
soldung und Versorgung werden im Haushaltsplan bereitgestellt.

(2) Die Stelleneinkommen aller Pfarrstellen sind zur anteiligen 
Deckung der Pfarrbesoldung an die Landeskirchenkasse abzu­
führen.

(3) Die notwendigen Kosten der Vertretung eines beurlaubten 
oder durch Krankheit oder sonstigen Umstand an der Wahrneh­
mung seines Dienstes zeitweise verhinderten Pfarrers werden 
von der Landeskirchenkasse gezahlt. Hierunter fallen nicht die 
Kosten der gegenseitigen Vertretung innerhalb einer Kirchen­
gemeinde.

(4) Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder öffent­
lichen Rechts beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben unbe­
rührt.

(5) Die Zahlung von Versorgungsbezügen durch eine Versor­
gungskasse wird kirchengesetzlich besonders geregelt.

§ 28
Gestellung der Dienstwohnung

(1) Die Dienstwohnung für einen im pfarramtlichen Dienst in 
einer Kirchengemeinde tätigen Pfarrer ist durch die Kirchen­
gemeinde in dem zur Pfarrstelle gehörenden Pfarrhaus, in einem 
anderen geeigneten kirchlichen Gebäude oder, wenn ein solches 
nicht vorhanden ist, durch Anmietung bereitzustellen.

(2) Für die Gestellung einer Dienstwohnung für Pfarrer mit 
allgemeinkirchlichen Aufgaben ist der Oberkirchenrat zuständig.

(3) Die Zweckentfremdung einer Dienstwohnung oder von 
Teilen einer solchen oder eines Hausgartens ist nur mit der Zu­
stimmung des Oberkirchenrates zulässig.

(4) Gibt der Inhaber einer Dienstwohnung ohne Zustimmung 
des Oberkirchenrates Raum anderweitig ab, so fließt der Erlös 
in die zuständige kirchliche Kasse.

(5) Die Dienstwohnungsvergütung wird vom Oberkirchenrat 
bei einer Dienstwohnung der Kirchengemeinde nach vorheriger 
Anhörung des Gemeindekirchenrates, nach Maßgabe der nach 
§ 7 erlassenen Verwaltungsvorschriften festgesetzt und von den 
Dienstbezügen einbehalten.

§2 9
Berücksichtigung früherer höherer Dienstbezüge 

bei der Versorgung
Die Vorschriften des § 12 finden bei einem Pfarrer, der Bezüge 

nach § 26 erhalten hat, mit der Maßgabe Anwendung, daß er 
die höheren Bezüge mindestens acht Jahre lang erhalten haben 
muß.

§ 30

Besondere Rechtsverhältnisse
Soweit Pastorinnen im Angestelltenverhältnis beschäftigt wer­

den, erhalten sie eine Grundvergütung nach der Vergütungs­
gruppe II a, vom vollendeten 35. Lebensjahr ab nach der Ver­
gütungsgruppe Ib  des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT). 
Die Grundvergütung der drittletzten, der zweitletzten und der 
letzten Lebensaltersstufe erhöht sich zusätzlich um je einen wei­
teren Steigerungsbetrag der Vergütungsgruppe I b. Entsprechen­
des gilt, wenn Pfarrer in besonderen Fällen im Angestelltenver­
hältnis beschäftigt werden.

§ 31
Zuständigkeitsregelung

Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnahmen 
sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist der Ober­
kirchenrat zuständig, soweit nichts anderes bestimmt ist.

Dritter Abschnitt
Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutschland

§ 32 
Zulagen

Die Zulagen und Aufwandsentschädigungen für Träger über­
gemeindlicher Dienste (insbesondere Bezirksvorsitzende und 
Mitglieder des Landeskirchenvorstandes) und die Behandlung 
dieser Zulagen im Versorgungsfall werden vom Landeskirchen­
tag geregelt.

§ 27
Aufbringung und Zahlung der Besoldung und Versorgung
(1) Zur Gewährung der Besoldung sowie der Sterbemonats­

bezüge und des Sterbegeldes ist bei einem im pfarramtlichen 
Dienst in einer Kirchengemeinde tätigen Pfarrer die Kirchen­
gemeinde verpflichtet; im übrigen ist zur Gewährung der Besol­
dung und Versorgung die Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutsch­
land verpflichtet.

(2) Die Dienstbezüge, die Sterbemonatsbezüge und das Sterbe­
geld werden für alle Pfarrer durch die Gesamtpfarrkasse gezahlt; 
mit der Zahlung durch die Gesamtpfarrkasse wird die Kirchen­
gemeinde insoweit von ihrer Verpflichtung nach Absatz 1 frei.

(3) Die Kirchengemeinden führen die Erträge des Pfarrkassen- 
vermögens nach der Verordnung über das Pfarrvermögen an die 
Gesamtpfarrkasse ab. Im übrigen werden die für die Besoldung 
erforderlichen Mittel von der Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutsch- 
land bereitgestellt und der Gesamtpfarrkasse zugeführt.

(4) In der Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutschland wird dieses 
Kirchengesetz nur auf die Besoldung der Pfarrer angewandt; 
die Versorgung der Pfarrer und ihrer Hinterbliebenen wird 
weiterhin durch besonderes Kirchengesetz der Ev.-ref. Kirche in 
Nordwestdeutschland geregelt.

(5) Die für die Versorgung der Pfarrer erforderlichen Mittel 
werden im Haushaltsplan der Ev.-ref. Kirche in Nordwest­
deutschland bereitgestellt. Hinsichtlich der Beteiligung der Kir­
chengemeinden ist die Anordnung über die Anteile der Gemein­
den und Bezirke an der Landeskirchensteuer maßgebend.

(6) Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder öffent­
lichen Redits beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben 
unberührt.

§ 34
Gestellung der Dienstwohnung

(1) Die Dienstwohnung für einen im pfarramtlichen Dienst 
in einer Kirchengemeinde tätigen Pfarrer ist durdi die Kirdien- 
gemeinde in dem zur Pfarrstelle gehörenden Pfarrhaus, in einem 
anderen geeigneten kirchlichen Gebäude oder, wenn ein solches 
nicht vorhanden ist, durch Anmietung bereitzustellen.

(2) Die von dem Pfarrer zu entriditende Dienstwohnungsver­
gütung wird vom Landeskirchenrat festgesetzt und von den 
Dienstbezügen einbehalten.

§ 35
Zuständigkeitsregelung

Für die nadi diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnahmen 
sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist der Landes­
kirchenrat zuständig, soweit nidits anderes bestimmt ist.

Vierter Absdmitt

Ev.-Luth. Landeskirche Sdiaumburg-Lippe

§ 36
Andere Grundgehälter, Zulagen

(1) Superintendenten und der Oberprediger in Stadthagen er­
halten Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 15, von der 
elften Dienstaltersstufe an nach der Besoldungsgruppe A 16.

(2) Ein vom Landeskirchenrat zum Kirchenrat ernannter Pfar­
rer erhält Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 15.

(3) Superintendenten erhalten eine nichtruhegehaltfähige 
Dienstaufwandsentschädigung. Die Höhe der Dienstaufwands­
entschädigung und das Nähere über ihre Gewährung werden 
durdi Ausführungsverordnung des Rates geregelt.

§ 37
Vermietung, Verpachtung

Der Pfarrer darf Teile des Pfarrhauses oder der Pfarrgrund- 
stücke an Dritte nur mit vorheriger Zustimmung des Landes­
kirchenamtes überlassen. Die Einnahmen aus der Überlassung 
von Räumen sind von ihm zur Hälfte, die von Grundstücken in 
voller Höhe an die örtliche Pfarrkasse abzuführen.

§ 38
Aufbringung der Mittel

(1) Die für die Besoldung und Versorgung erforderlichen Mit­
tel werden von der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe 
(Landespfarrkasse) aufgebracht.

(2) Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder öffent-

§ 33
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lichen Rechts beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben unbe­
rührt.

(3) Die Zahlung von Versorgungsbezügen durch eine Versor­
gungskasse wird kirchengesetzlich besonders geregelt.

§ 39
Zuständigkeitsregelung

Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnahmen 
sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist das Landes­
kirchenamt zuständig, soweit nichts anderes bestimmt ist.

Teil III
Übergangs- und Schlußvorschriften 

Erster Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften für die Kirchen

§ 40
Wahrung des Besitzstandes

(1) Erhält ein Pfarrer nach den Bestimmungen dieses Kirchen­
gesetzes niedrigere Dienstbezüge, als ihm vor Inkrafttreten die­
ses Kirchengesetzes zustanden, so wird ihm eine ruhegehalt­
fähige Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedes zwischen 
seinen jeweiligen Dienstbezügen und den Dienstbezügen, die 
ihm nach bisherigem Recht zuletzt zustanden, gewährt. Der 
Ortszuschlag, eine Mietentschädigung, die bisher als nichtruhe­
gehaltfähige Zulage gewährten Sockelbeträge des Ortszuschlages, 
Familienzuschläge, Kinderzuschläge und Erziehungsbeihilfen 
(Schulbeihilfen) bleiben außer Betracht.

(2) Die Vorschriften der §§ 4 Abs. 2 und 12 Abs. 2 finden keine 
Anwendung, wenn das Disziplinarurteil (Amtszuchturteil) vor 
Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes rechtskräftig geworden ist.

§ 41
Bisherige freie Dienstwohnungen

Nach bisherigem Recht zugewiesene freie Dienstwohnungen 
sind mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes Dienstwohnungen 
im Sinne von § 7.

§ 42
Überleitung der Versorgungsbezüge

Der Berechnung der Versorgungsbezüge sind in den Fällen, in 
denen der Versorgungsfall vor Inkrafttreten dieses Kirchengeset­
zes eingetreten ist, die Dienstbezüge nach diesem Kirchengesetz 
zugrundezulegen.

Zweiter Abschnitt
Besondere Vorschriften für die Kirchen

§ 43
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

(1) Die Hinterbliebenen eines im Kriege als Soldat oder Wehr­
machtsbeamter gefallenen oder an den Folgen einer Verwun­
dung, eines als Wehrdienstbeschädigung anerkannten Unfalles 
sowie eines in der Kriegsgefangenschaft verstorbenen Hilfspredi­
gers oder Kandidaten der Theologie, der zur Zeit seines Todes 
noch keinen Versorgungsanspruch gegen die Kirche hatte, erhal­
ten folgende Versorgung:
a) ein Witwengeld in Höhe von 40 v. H.,
b) ein Halbwaisengeld in Höhe von 12 v. H.
c) ein Vollwaisengeld in Höhe von 20 v. H.
des Grundgehaltes der Besoldungsgruppe A 13 Stufe 4 zuzüglich 
des Ortszuschlages. Ferner wird Kinderzuschlag nach Maßgabe 
der Vorschriften dieses Kirchengesetzes gewährt.

(2) Pfarrer, die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes eine 
Stellenzulage nach § 12 Abs. 1 des Pfarrbesoldungsgesetzes von 
monatlich 67,—  DM beziehen, behalten diese für die Dauer der 
Wahrnehmung der Aufgaben weiter. Die Stellenzulage wird auf 
die zusätzlichen Dienstalterszulagen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 dieses 
Kirchengesetzes angerechnet.

(3) Die bisherigen Stellenzulagen von monatlich 67,— DM und 
100,— DM bleiben ruhegehaltfähig, wenn sie bei Inkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes acht Jahre lang bezogen worden sind.

(4) Der Unterhaltsbeitrag in den Fällen der §§ 60 und 61 des 
Pfarrergesetzes darf für längstens fünf Jahre 75 v. H. und über 
diesen Zeitraum hinaus höchstens 50 v. H. des Ruhegehaltes be­
tragen, das der Pfarrer zum Zeitpunkt der Entlassung oder des 
Ausscheidens aus dem Dienst erdient hätte. Daneben kann Kin­
derzuschlag gewährt werden.

(5) Nebeneinkünfte, die im Zusammenhang mit dem Pfarramt 
von dritter Seite gewährt werden, sind anzeigepflichtig und wer­
den auf die Dienstbezüge angerechnet. Vergütungen für Ertei­
lung von Religionsunterricht bis zu vier Jahreswochenstunden 
bleiben anrechnungsfrei.

§ 44
Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe 

Es werden bis auf weiteres aufrecht erhalten:
a) abweichend von § 1 Abs. 3 die Ordnung des Landeskirchen­

rates über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits- und 
Geburtsfällen in der Fassung vom 9. April 1969 (Kirchl. 
Amtsbl. Nr. 1 S. 6),

b) die Ordnung des Landeskirchenrates für die Anschaffung und 
Benutzung von Kraftfahrzeugen im kirchlichen Dienst in der 
Fassung vom 17. Dezember 1971 (Kirchl. Amtsbl. Nr. 1 S. 15).

Dritter Abschnitt 
Schlußvorschriften

§ 45
Gesetzesvorbehalt

Die durch dieses Kirchengesetz geregelten Bezüge können 
durch Kirchengesetz geändert werden.

§ 46
Durchführung

Bestimmungen zur Durchführung dieses Kirchengesetzes trifft 
jede Kirche für ihren Bereich durch Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 47
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt nach Maßgabe der Bestimmungen 
des § 16 Abs. 1 Satz 2 des Vertrages über die Bildung einer Kon­
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen (Kirchl. 
Amtsbl. der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 1971 S. 7) und der 
dazu erlassenen Bestimmungen der Kirchen in Kraft.

§ 48
Außerkrafttreten von Vorschriften 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten alle besol- 
dungs- und versorgungsrechtlichen Vorschriften für Pfarrer und 
für den in § 19 Abs. 1 bezeichneten Personenkreis, soweit sie den 
Bestimmungen dieses Kirchengesetzes entsprechen oder ent­
gegenstehen, außer Kraft, insbesondere:
1. in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig:

a) das Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung der 
Pfarrer und ihrer Hinterbliebenen (Pfarrerbesoldungsgesetz) 
in der Fassung vom 6. Februar 1970 (Landeskirchl. Amtsbl. 
S. 12), zuletzt geändert durch das Fünfte Kirchengesetz zur 
Änderung des Pfarrerbesoldungsgesetzes vom 10. Dezem­
ber 1971 (Landeskirchl. Amtsbl. S. 129),

b) § 11 Abs. 1 und 2 des Kirchengesetzes über die Rechtsstel­
lung der Pastorin vom 24. Januar 1963 (Landeskirchl. 
Amtsbl. S. 23),

c) § 13 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die Anwendung des 
Amtszuchtgesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche Deutschlands vom 13. Dezember 1966 (Lan­
deskirchl. Amtsbl. S. 77);

2. in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg:
das Gesetz betr. die Dienst- und Versorgungsbezüge des 
Pfarrerstandes in der Fassung vom 30. September 1962 (Ge­
setz- und Verordnungsbl. XV. Band, S. 121), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Pfarrerbesoldungsgesetzes 
vom 28. Oktober 1971 (Gesetz- und Verordnungsbl. XVI. 
Band, S. 111);

3. in der Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutschland:
a) das Kirchengesetz über die Dienst- und Versorgungsbezüge 

der Pfarrer und Kandidaten des Predigtamtes in der Fas­
sung vom 6. September 1971 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
Bd. 14 S. 18),

b) das Kirchengesetz über die Versorgungsbezüge der Pfarrer 
und Kandidaten des Predigtamtes vom 10. November 1966 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 12 S. 117), zuletzt geän­
dert durch das Kirdiengesetz zur Änderung des Kirchen­
gesetzes über die Versorgungsbezüge der Pfarrer und Kan­
didaten des Predigtamtes vom 6. Dezember 1971 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. Bd. 14 S. 20),

c) der Beschluß des Landeskirchentages zur Änderung des
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Beschlusses des Landeskirchentages über die Besoldung, 
Vergütung und Versorgung der Pfarrer, Kandidaten des 
Predigtamtes, Beamten und Angestellten der Landeskirche 
vom 6. September 1971 (Gesetz- und Verordnungsbl, Bd. 14 
S. 20);

4. in der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe:
das Pfarrbesoldungsgesetz vom 30. November 1964 (Kirdil. 
Amtsbl. Nr. 1 S. 8), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz 
vom 17. Dezember 1971 (Kirdil. Amtsbl. Nr. 1 S. 4).
(2) Rechtsvorschriften und andere Bestimmungen, die zur Er­

gänzung und Ausführung der außer Kraft tretenden Vorschriften 
erlassen sind, bleiben, soweit sie diesem Kirchengesetz nicht 
widersprechen, solange in Kraft, bis neue Bestimmungen nach 
Maßgabe dieses Kirchengesetzes erlassen sind.

(3) Wo in Rechtsvorschriften auf Bestimmungen verwiesen ist, 
die durch dieses Kirdrengesetz aufgehoben sind, treten die ent­
sprechenden Bestimmungen dieses Kirdiengesetzes an ihre Stelle.

Unter Bezugnahme auf den Beschluß der 1. Synode der Kon­
föderation ausgefertigt.

H a n n o v e r ,  den 15. Dezember 1973
Der Rat der Konföderation 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
D. L o h s  e 
Vorsitzender

Nr. 68
Inkrafttreten des Kirchengesetzes der Konföderation evangeli­

scher Kirchen in Niedersachsen über die Pfarrerbesoldung 
(Gemeinsames Pfarrerbesoldungsgesetz — PfBesG) — )

Vom 15. Dezember 1973
Zu dem vorstehend bekanntgegebenen Kirchengesetz der Kon­

föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 
Pfarrerbesoldung (Gemeinsames Pfarrerbesoldungsgesetz — 
PfBesG —) vom 15. Dezember 1973 (verkündet im Kirchlichen 
Amtsblatt der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (Nr. 25 vom 
19. Dezember 1973, Seiten 235 ff.) hat der Oberkirchenrat gemäß 
§ 9 Abs. 1 und 5 des Kirchgesetzes zu dem Vertrag über die Bil­
dung einer Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach­
sen vom 26. November 1970 (GVB1. XVII. Band, Seite 84) das 
Einverständnis der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg erklärt. 

Oldenburg, den 10. April 1975
D e r  O b e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Dr. Hemprich 
Oberkirchenrat

Nr. 69
Kirchengesetz

zur Anwendung des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 

Pfarrerbesoldung
(Gemeinsames Pfarrerbesoldungsgesetz — PfBesG — )

Vom 15. Dezember 1973
Der Oberkirchenrat verküfielet nach erfolgter Zustimmung der 

Synode als Gesetz was folgt:

§ 1
Bis zum 31. Dezember 1975 sind die §§ 3 Abs. 1 Satz 2, 26, 30, 

42 und 43 Abs. 2 bis 3 nicht anzuwenden.

§ 2
Der § 12 des Gesetzes über die Besoldung und Versorgung der 

Pfarrer, Pastorinnen, Hilfsprediger und ihrer Hinterbliebenen 
(Pfarrerbesoldungsgesetz) vom 30. September 1962 in der Fas­
sung der Änderungsgesetze vom 20. 5. 1964 und 10. 6. 1966, 
GVB1. BD. XV S. 121, Bd. XVI S. 17 und 97, gilt bis zum 31. De­
zember 1975 weiter.

§ 3
Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen über die Pfarrerbesoldung (Gemeinsames Pfarrer­
besoldungsgesetz —  PfBesG — ) vom 15. Dezember 1973 und 
dieses Gesetz treten mit Wirkung vom 1. Juli 1975 in Kraft.

Oldenburg, den 29. November 1974
D e r  O b e r k i r c h e n r a t

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
D. Harms 

Bischof

Bekanntmachung
betreffend die Verordnung über die Bewertung der Sachbezüge 

für die Sozialversicherung im Lande Niedersachsen
Nachstehend wird Neuregelung der Bewertung der Sachbezüge 

für die Sozialversicherung im Lande Niedersachsen vom 12. De­
zember 1974 (Nds. Gesetz-und Verordnungsblatt 1974, Seite 552) 
auszugsweise bekanntgegeben. Die Neuregelung tritt mit dem 
1. Januar 1975 in Kraft.

Auf das Rundschreiben des Oberkirchenrats vom 2. 1. 1975 
Az.: 970 — O, KG 245 wird verwiesen.

Oldenburg, den 5. Januar 1975
D e r  O b e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
(Dr. Hemprich) 
Oberkirchenrat

Nr. 70

Nr. 71
V e r o r d n u n g

über die Bewertung der Sachbezüge für die Sozialversicherung 
im Lande Niedersachsen 
Vom 12. Dezember 1974

§ 1
Freie Station

(1) Bei der Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge ist der 
Wert der vollen freien Station (einschl. Wohnung, Heizung und 
Beleuchtung) mit folgenden Sätzen anzusetzen:

Sätze in Gemeinden
von unter

50 000 50 000

Bezeichnung
Ein-

wohnern 
und mehr

wohnern

DM DM

3 4

1 Für Beschäftigte in leitender oder 
gehobener Stellung
monatlich 306,— 294,—
wödientlich 71,40 68,60
täglich 10,20 9,80

2 Für alle Beschäftigten, soweit nicht
unter Nr. 1 und Nr. 3
monatlich 246,— 234,—
täglich 57,40 54,60
wöchentlich 8,20 7,80

3 Für Auszubildende nach dem Berufs­
bildungsgesetz vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1112), geändert 
d. Gesetz vom 12. März 1971 (Bundes­
gesetzbl. I S. 185), sowie für sonstige 
in der Berufsausbildung stehende Per­
sonen bis zum vollendeten 18. Lebens­
jahr
monatlidi 
wöchentlich 
täglich

216,—
50,40

7,20

207,—
48,30

6,90
(2) Bei teilweiser Gewährung von freier Station sind anzu­

setzen :
1. Wohnung (ohne Heizung und

Beleuchtung) mit 4/20
2. Heizung und Beleuchtung mit 1/20
3. erstes und zweites Frühstück mit je 2/20
4. Mittagessen mit 6/20
5. Nachmittagskaffee mit 1/20
6. Abendessen mit 4/20
der in Absatz 1 bezeichneten Sätze.

(3) Wird die freie Station nicht nur den 
sondern auch seinen Familienangehörigen 
sich die Beträge
1. für den Ehegatten
2. für jedes Kind bis zum 6. Lebensjahr
3. für jedes Kind im Alter von mehr als 

6 Jahren

Beschäftigten allein, 
gewährt, so erhöhen

um 80 V .  H. 
um 30 V .  H.

um 40 V .  H.
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Bekanntmachung
betreffend die Erhöhung der Vergütungen und Löhne der 

Mitarbeiter im öffentlichen Dienst
Nachstehend wird das Rundschreiben des Oberkirchenrats vom 

17. 4. 1975 Az. 954 — O betreffend die Erhöhung der Vergütun­
gen und Löhne der Mitarbeiter ab 1. 1. 1975 im öffentlichen 
Dienst (mit Anlagen) bekanntgegeben.

Oldenburg, den 2. April 1975

D e r  O b e r k i r c h e n r a t  
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

(Dr. Hemprich) 
Oberkirchenrat

Betr.: Erhöhung der Vergütungen und Löhne der Mitarbeiter 
im öffentlichen Dienst

Die Vergütungen und Löhne der Mitarbeiter im öffentlichen 
Dienst sind durch Tarifverträge vom 17. März 1975 mit Wir­
kung vom 1. Januar 1975 erhöht. Gleichzeitig ist ein Tarifvertrag 
über eine einmalige Zahlung abgeschlossen worden.

Die o. g. Tarifverträge werden nach Maßgabe unserer Richt­
linien betr. die Anstellungs- und Vergütungsverhältnisse kirch­
licher Mitarbeiter auch für den Bereich unserer Kirche übernom­
men und veröffentlicht. Unabhängig von der Veröffentlichung 
erhalten Sie als Anlagen:
1. Vergütungstarifvertrag Nr. 13 — Anlage A —,
2. Änderungsvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen 

der Praktikanten (Praktikantinnen) für die Berufe des Sozial- 
und Erziehungsdienstes — Anlage B —,

3. Ausbildungsvergütungstarifvertrag -— Anlage C —,
4. Monatslohntarifvertrag Nr. 6 zum BMT-G — Anlage D —,
5. Tarifvertrag über eine einmalige Zahlung —  Anlage E  — .
A. Vergütungstarifvertrag Nr. 13

Die neuen Grundvergütungs- und Ortszuschlagssätze entspre­
chen der vereinbarten linearen Erhöhung um 6 v. H. unter Hin­
zurechnung von Ausgleichsbeträgen in allen Tarifklassen beim 
Ortszuschlag der Stufe 3 um 21,70 DM und der Stufe 4 um 
30,58 DM. Die entsprechenden neuen Vergütungs- und Orts­
zuschlagssätze sind den Anlagen 1—7 des Tarifvertrages zu ent­
nehmen.

Angestellte, die im Kalenderjahr 1974 wegen Überschreitens 
der Jahresarbeitsverdienstgrenze in der gesetzlichen Krankenver­
sicherung versicherungsfrei waren oder die die Jahresarbeitsver­
dienstgrenze im Jahre 1974 überschritten haben und deren regel­
mäßiges Entgelt zu Beginn des Monats Januar 1975 die für 1975 
geltende Jahresarbeitsverdienstgrenze n i c h t  überschritten hatte, 
sind bzw. bleiben vom 1. Januar 1975 an auch dann krankenver- 
sicherungspflichtig, wenn ihr Entgelt aufgrund der durch den 
Vergütungstarifvertrag eintretenden Erhöhung die Jahresarbeits­
verdienstgrenze übersteigt. Sie scheiden gemäß § 165 Abs. 5 
Satz 2 RVO erst mit A b l a u f  d e s  J a h r e s  1 9 7 5  aus der 
Krankenversicherungspflicht aus, sofern ihr Entgelt höher ist als 
die vom 1 . 1 . 1976 an geltende Jahresarbeitsverdienstgrenze 
(§ 165 Abs. 5 Satz 1, 2. Halbsatz RVO).

B. Vergütung der Praktikantinnen für Berufe des Sozial- und 
Erziehungsdienstes

Die Vergütungssätze sind wie bisher durch feste Beträge ge­
regelt.

Es bestehen keine Bedenken, die für verheiratete Praktikan­
tinnen geltenden höheren Entgeltsätze auch den ni dit verheira­
teten Praktikantinnen zu gewähren, die bei Beschäftigung im 
Angestelltenverhältnis einen Anspruch auf den Ortszuschlag min­
destens der Stufe 2 haben würden.
C. Ausbildungsvergütungstarifvertrag

Die Vergütungssätze sind wie bisher durdi feste Beträge ge­
regelt.
D. Monatslohntarifvertrag Nr. 6 zum BMT-G

Dem Monatslohntarifvertrag sind die Anlagen 1 + 2  beigefügt:
1 . Monatstabellenlöhne,
2. Tabelle der auf eine Stunde entfallenden Anteile der Monats­

tabellenlöhne.
Die Anspruchsvoraussetzungen für den Sozialzuschlag sind mit 

Wirkung vom 1. 1. 1975 in den Manteltarifvertrag aufgenom­
men worden. Die tarifliche Vorschrift für die Gewährung des 
Sozialzusdilags hat folgenden Wortlaut:

Nr. 72 „(1) Neben dem Lohn erhält der Arbeiter einen Sozialzuschlag 
für die Kinder, die bei einem Angestellten nach § 29 BAT 
für die Zuordnung zu den Stufen des Ortszuschlags zu be­
rücksichtigen wären.

(2) Als Sozialzuschlag erhält der Arbeiter monatlich 
für das erste Kind den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Stufen 2 und 3, 
für das zweite Kind den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Stufen 3 und 4, 
für das dritte Kind den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Stufen 4 und 5, 
für das vierte Kind den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Stufen 5 und 6, 
für das fünfte Kind den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Stufen 6 und 7, 
für das sechste und jedes weitere Kind
jeweils den Unterschiedsbetrag zwischen den Stufen 7 und 8 
des Ortszuschlags eines Angestellten der Tarifklasse II.“ 

Der Sozialzuschlag beträgt hiernach ab 1 . 1 . 1975
iur aas erste Kind 77,__ DM,
für das zweite Kind 73,59 DM*
für das dritte Kind 34,14 DM*
für das vierte Kind 64^71 Dm !
für das fünfte Kind 64,71 DM
für das sechste und jedes
weitere Kind jeweils 80,60 DM.

Die Voraussetzungen für den Anspruch auf den Sozialzuschlag 
sind identisch mit den Voraussetzungen des Anspruchs auf die 
kinderbezogenen Bestandteile des Ortszuschlags der Angestell­
ten.

Dies ergibt sich aus der Verweisung der Tarifvorschrift auf 
§ 29 BAT.

Beginn und Ende des Anspruchs auf Sozialzuschlag sind iden­
tisch mit dem Anspruch der Angestellten auf die entsprechenden 
Stufen des Ortszuschlags.

Nicht vollbeschäftigte Arbeiter erhalten den Sozialzuschlag nur 
anteilig, und zwar im Verhältnis der mit ihnen vereinbarten Ar­
beitszeit zu der Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftig­
ten Arbeiters.

Beispiel: Ein nicht vollbeschäftigter Arbeiter ist mit 30/40 der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines vollbe­
schäftigten Arbeiters tätig und hat Anspruch auf Sozial­
zuschlag für 2 Kinder 
Voller Sozialzuschlag =
77,— +  73,59 DM =  150,59 DM
Anteiliger Sozialzuschlag
30/40 von 150,59 DM =  112,94 DM

In den Fällen, in denen der Lohnanspruch nicht für den vol­
len Kalendermonat besteht, Wird nur der Teil des Sozialzuschlags 
gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt.
E. Tarifvertrag über eine einmalige Zahlung

Vom Geltungsbereich werden nur Personen erfaßt, die am 
1. April 1975 (Stichtag) in einem Arbeits- oder Ausbildungsver­
hältnis stehen, das durch einen der in § 1 genannten Tarifverträge 
geregelt ist.

Dieser Tarifvertrag findet somit keine Anwendung auf Mit­
arbeiter, deren arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche 
regelmäßige Arbeitszeit weniger als die Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit eines entsprechend vollbeschäftigten Mitarbeiters be­
trägt. Ferner auf die nebenamtlichen Kirchenmusiker, die neben­
amtlichen Kirchenrechnungsführer, deren Vergütung weniger als 
50 v. H. beträgt und die Vorpraktikantinnen.

Neben der Stichtagvoraussetzung ist eine weitere Voraus­
setzung für den Anspruch auf eine einmalige Zahlung, daß die 
unter den Tarifvertrag fallenden Mitarbeiter in der Zeit vom 
1.1.1975 bis einschließlich 30. 4. 1975 ununterbrochen im öffent- 
liehen Dienst gestanden haben und mindestens für einen Teil des 
Monats April 1975 Anspruch auf Bezüge haben.

Der Anspruch wird jedoch nidit dadurch ausgeschlossen, daß 
für den ganzen Monat April 1975 kein Ansprudi auf Bezüge be­
steht, weil die Bezugsfristen für Krankenbezüge abgelaufen sind 
oder weil Mutterschaftsgeld gewährt wird.

Mitarbeiterinnen, die nach dem 1 . 4. 1975 wegen Schwanger­
schaft oder wegen Niederkunft in den letzten drei Monaten aus- 
scheiden, verlieren den Anspruch auf einmalige Zahlung nicht.

In der Protokollnotiz Nr. 4 zu § 2 ist eine Sonderregelung für 
Personen getroffen worden, die nadi dem 1. 1 . 1975, aber vor
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dem 18. 2. 1975 in ein Rechtsverhältnis eingetreten sind, das 
durch einen der in § 1 genannten Tarifverträge geregelt ist. Der 
Anspruch auf die einmalige Zahlung wird jedoch nur erworben, 
wenn der Berechtigte in dem in der Zeit vom 2. 1. 1975 bis 17. 2. 
1975 begründeten Rechtsverhältnis bis zum 30. 6. 1975 verbleibt.

Nicht vollbeschäftigte Mitarbeiter (20 Stunden wöchentlich 
und mehr) erhalten die einmalige Zahlung nur anteilig, und 
zwar im Verhältnis der mit ihnen vereinbarten Arbeitszeit zu der 
Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiters. 
Beispiel: Mit einer Verwaltungsangestellten ist eine wöchent­

liche Arbeitszeit von 21 Stunden vereinbart. Die ein­
malige Zahlung beträgt 21/40 von 100,— DM 
52,50 DM.
Für die Höhe der einmaligen Zahlung sind die Ver­
hältnisse (Arbeitszeit) am 1. 4. 1975 maßgebend.
Die einmalige Zahlung ist nicht g e s a m t v e r s o r ­
g u n g s f ä h i g  und bei der Bemessung sonstiger 
Leistungen nicht zu berücksichtigen, z. B. beim Uber­
gangsgeld.
Die einmalige Zahlung ist mit der Vergütung für den 
Monat Mai 1975 zur Auszahlung zu bringen.

Allgemeines
Die Neufestsetzung der Vergütung ist den Mitarbeitern 

s c h r i f t l i c h  mitzuteilen. Darüber hinaus sind die Ver­
gütungsfestsetzungen a k t e n k u n d i g  zu machen, damit sie 
jederzeit nachgeprüft werden können. Sollten sich hinsichtlich 
der Auslegung der Tarifverträge Zweifel ergeben, so wird ge­
beten, beim Oberkirchenrat Rückfrage zu halten.

Ein Doppel dieses Rundschreibens mit Anlagen für den Kir­
chenrechnungsführer liegt an.

Anlage A

Vergütungstarifvertrag Nr. 13 zum BAT 
für den Bereich des Bundes und für den Bereich der Tarif­

gemeinschaft deutscher Länder 
vom 17. März 1975

Zwischen
der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Bundesminister des Innern, 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzer des Vorstandes,

einerseits
und

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
— Hauptvorstand — ,
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft — Bundesvorstand —

andererseits
wird folgendes vereinbart:

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für die Angestellten im Bereich des 
Bundes und im Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
die
a) unter den Geltungsbereich des Bundes-Angestelltentarifver- 

trages (BAT),
b) unter die ADO für übertarifliche Angestellte im öffentlichen 

Dienst
fallen.

§ 2
Angestellte, die unter den Geltungsbereich des BAT fallen

A. Angestellte, die unter die Anlage 1 a zum BAT fallen
(1) Grundvergütungen (§ 26 Abs. 3 BAT) sind in der Anlage 1 

festgelegt.
(2) Die Grundvergütungen der Angestellten, die das 18., aber 

no di nicht das 21. bzw. 23. Lebensjahr vollendet haben (§ 28 
Abs. 1 BAT, ergeben sich aus der Anlage 2.

(3) Die Gesamtvergütungen der Angestellten, die das 18. Le­
bensjahr noch nidit vollendet haben (§ 30 BAT), ergeben sich
aus der Anlage 3.
B. Angestellte, die unter die Anlage 1 b zum BAT fallen

(1) Die Grundvergütungen (§ 26 Abs. 3 BAT) sind in der An­
lage 4 festgelegt.

(2) Die Gesamtvergütungen der Angestellten, die das 18. Le­
bensjahr noch nicht vollendet haben (§ 30 BAT), ergeben sich
aus der Anlage 5.

Angestellte, die unter die ADO für übertariflidie Angestellte 
fallen

Die Grundvergütungen (Nr. 3 Abs. 1 der ADO) sind in der 
Anlage 6 festgelegt.

§ 4
Stundenvergütungen

Die Stundenvergütungen (§ 35 Abs. 3 Unterabsatz 1 BAT) 
betragen :

§ 3

In Vergütungs­
gruppe DM

In Vergütungs­
gruppe DM

X 7,70 Kr. I 8,42
IX b 8,13 Kr. II 8,84
IX a 8,36 Kr. III 9,30
VIII 8,63 Kr. IV 9,77
VII 9,22 Kr. V 10,28
VI a/b 9,85 Kr. VI 10,85
V c 10,62 Kr. VII 11,65
V a/b 11,61 Kr. VIII 12,34
IV b 12,57 Kr. IX 13,10
IV a 13,65 K r.X 13,90
III 14,83 Kr. XI 14,79
II b 15,68 Kr. XII 15,68
II a 16,51
lb 18,03
la 19,58
I 21,36

§ 5
Überleitung am 1. Januar 1975 

Für die unter die Anlage 1 a zum BAT fallenden Angestellten, 
die am 31. Dezember 1974 in einem Arbeitsverhältnis gestanden 
haben, das zu demselben Arbeitgeber am 1. Januar 1975 fortbe­
standen hat, und deren Grundvergütungen die jeweiligen End­
grundvergütungen in den Vergütungsgruppen VI b und VI a 
BAT um bis zu 30 DM sowie in der Vergütungsgruppe V c BAT 
um bis zu 38 DM auf Grund des § 4 Abs. 1 Unterabs. 2 des Ver­
gütungstarifvertrages vom 23. Juli 1958 überschreiten durften, 
werden die Endgrundvergütungen um die bisherigen Über­
schreitungsbeträge erhöht.

§ ß
Ausgleichszulagen für die Angestellten im Saarland 

. . . (Für die nds. Landesverwaltung ohne Bedeutung)

§ 7
Ortszuschlag

Abweichend von den §§ 29 und 73 Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 BAT 
gilt die diesem Tarifvertrag als Anlage 7 beigefügte Ortszu­
schlagstabelle. Sie tritt außer Kraft, wenn für die Beamten des 
Arbeitgebers eine entsprechende oder eine günstigere Orts­
zuschlagstabelle in Kraft tritt. Von diesem Zeitpunkt an sind die 
§§ 29 und 73 Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 BAT uneingeschränkt anzu­
wenden.

§ 8
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag wird nicht angewendet auf Angestellte, 
die spätestens mit Ablauf des 28. Februar 1975 aus ihrem Ver­
schulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden sind. Dies gilt auf Antrag nicht für Angestellte, 
die im unmittelbaren Anschluß an das auf eigenen Wunsch be­
endete Arbeitsverhältnis wieder in den öffentlichen Dienst ein­
getreten sind. Dies gilt ferner nicht für Angestellte, die wegen 
Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezüge des Altersruhegel­
des nach § 25 Abs. 1 oder 3 AVG, § 1248 Abs. 1 oder 3 RVO 
oder § 48 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 3 RKG aus dem Arbeitsverhält- 
nis ausgeschieden sind.

Öffentlicher Dienst im Sinne des Satzes 2 ist eine Beschäfti­
gung
a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde, bei einem 

Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mitglied eines 
Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände angehört,

b) bei einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen 
Redits, die den BAT oder einen Tarifvertrag wesentlich glei­
chen Inhalts anwendet.
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§ 9
Inkrafttreten und Kündigung

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1975 in 
Kraft. Er kann mit einer Frist von einem Monat zum Schluß 
eines Kalendermonats, frühestens zum 31. Januar 1976, schrift­
lich gekündigt werden.

Bonn, den 17. März 1975
T a r i f v e r t r a g  Anlage B
vom 17. März 1975

zur Änderung des Tarifvertrages über die Regelung der 
Arbeitsbedingungen der Praktikanten (Praktikantinnen) 

für Berufe des Sozial- und des Erziehungsdienstes
Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch den Bundesminister des Innern,
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
vertreten durch den Vorsitzer des Vorstandes,
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,
vertreten durch den Vorstand,

und einerseits
der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
V erkehr — Hauptvorstand —, 
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
— Bundesvorstand —

wird folgendes vereinbart:
andererseits

§ 1
Der Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen 

der Praktikanten (Praktikantinnen) für Berufe des Sozial- und 
des Erziehungsdienstes vom 17. Dezember 1970, zuletzt geändert 
durch den Tarifvertrag vom 7. November 1974, wird wie folgt 
geändert und ergänzt:
1. § 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Praktikanten (Praktikantinnen) erhalten folgendes mo­
natliches Entgelt:

Für die Berufe
ledig
DM

verh.
DM

des Sozialarbeiters 1269,59 1337,54
des Sozialpädagogen 1269,59 1337,54
des Erziehers 1037,01 1106,29
der Kindergärtnerin 1037,01 1106,29
der Hortnerin 1037,01 1106,29
der Kinderpflegerin 978,29 1047,57“

2. § 4 erhält folgende Fassung:

-5 4
Fortzahlung des Entgelts bei Erholungsurlaub 

und bei Arbeitsunfähigkeit
Während des Erholungsurlaubs erhalten die Praktikanten 

(Praktikantinnen) das Entgelt (§ 2) weiter. Ferner erhalten sie 
das Entgelt
a) bei einer durch Unfall oder Krankheit verursachten Arbeits­

unfähigkeit oder während einer von einem Sozialversiche­
rungsträger oder einer Versorgungsbehörde verordneten Kur 
oder eines Heilverfahrens bis zur Dauer von sechs Wochen,

b) bei einer Arbeitsunfähigkeit infolge Arbeitsunfalles oder Be­
rufskrankheit im Sinne der Reichsversicherungsordnung bis zu 
einer Dauer von zwölf Wochen,
jedoch nicht über die Dauer des Ausbildungsverhältnisses 
hinaus, weiter. Satz 2 gilt nicht, wenn der Praktikant (die 
Praktikantin) sich die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich, grob fahr­
lässig oder bei einer nicht genehmigten Nebentätigkeit zuge­
zogen hat.

3. § 5 Unterabs. 2 wird wie folgt geändert und ergänzt:
a) Nach dem Wort „Zeitzuschläge“ werden die Worte „(mit 

Ausnahme der Zeitzuschläge für die Arbeit an Samstagen 
und in der Zeit von 13 Uhr bis 21 Uhr und während der 
Nacht)“ eingefügt.

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:
„Die Zeitzuschläge für die Arbeit an Samstagen in der 
Zeit von 13 Uhr bis 21 Uhr und während der Nacht wer­
den jedoch in voller Höhe gezahlt.“

§ 2
Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1975 in 

Kraft.
Bonn, den 17. März 1975
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Anlage 2
(§ 2 Abschn. A Abs. 2 des 
Vergütungstarifvertrages Nr. 13)

Tabelle der Grundvergütungen für die unter die Anlage Ta zum BAT fallenden Angestellten 
unter 21 bzw. 23 Jahren (zu § 28 BAT)

Verg.-Gr.
Grundvergütung vor Vollendung des 23. Lebensjahres

(monatlich in DM)

Ib 1974,02
II b 1 749,78
II a 1 631,47

Grundvergütung nach Vollendung des 
18. 19. 20.

Verg.-Gr. Lebensjahres
(monatlich in DM)

IV b — — 1 356,75
Va/Vb — — 1199,69
V c 1 039,54 1 084,74 1129,94
VI a / VI b 981,47 1 024,15 1 066,82
VII 905,14 944,50 983,85
VIII 833,14 869,37 905,59
IX a 804,08 839,04 874,—
IX b 770,10 803,58 837,06
X 710,56 741,46 772,35

Anlage 3
(§ 2 Abschn. A Abs. 3 des 
Vergütungstarifvertrages Nr. 13)

Tabelle der Gesamtvergütungen für die unter die Anlage 1 a zum BAT fallenden Angestellten
unter 18 Jahren (zu § 30 BAT)

Gesamtvergütung in den Vergütungsgruppen
Alter Vla/b VII V III

(monatlich
IX a 

in DM)
IX b X

Vor Vollendung des 
15. Lebensjahres 730,49 689,01 649,88 — 615,61 583,26

Nach Vollendung des 
15. Lebensjahres 803,54 757,91 714,86 — 677,17 641,58
Nach Vollendung des 
16. Lebensjahres 949,64 895,71 844,84 824,30 800,29 758,23
Nach Vollendung des 
17. Lebensjahres 1 095,74 1 033,51 974,81 951,12 923,42 874,88

Anlage 4
§ 2 Abschn. B Abs. 1 des 
Vergütungstarif Vertrages Nr. 13)

Tabelle der Grundvergütungen für die unter die Anlage 1 b zum BAT fallenden Angestellten 
nach Vollendung des 20. Lebensjahres (zu § 27 Abschn. B BAT)

Verg.-
Gruppe 1 2 3

Grundvergütungssätze in Stufen 
4 5 6 7 

(monatlich in DM)
8 9 10

Kr. XII 1 940,44 2 042,91 2 145,38 2 214,13 2 282,86 2 351,61 2 420,36 2 489,11 2 557,84 2 622,71
K. XI 1 796,46 1 895,05 1 993,62 2 059,77 2 125,91 2 192,08 2 258,22 2 324,38 2 390,52 2 451,49
Kr. X 1 662,86 1 753,65 1 844,45 1 905,42 1 966,38 2 027,35 2 088,30 2 149,27 2 210,23 2 269,89
Kr. IX 1 539,64 1 623,94 1 708,25 1 765,33 1 822,41 1 879,48 1 936,55 1 993,62 2 050,69 2 101,28
Kr. VIII 1 425,50 1 503,31 1 581,15 1 634,32 1 687,50 1 740,69 1 793,87 1 847,05 1 900,23 1 945,63
Kr. VII 1 320,43 1 393,07 1 465,70 1 513,70 1 561,69 1 609,68 1 657,68 1 705,67 1 753,65 1 801,65
Kr. VI 1 233,91 1 293,52 1 355,45 1 400,84 1 446,25 1 491,64 1 537,04 1 582,44 1 627,84 1 668,06
Kr. V 1 152,12 1 208,21 1 264,30 1 301,69 1 339,89 1 381,40 1 422,90 1 464,41 1 505,92 1 544,83
Kr. IV 1 076,17 1 127,58 1 179,— 1 214,05 1 249,10 1 284,17 1 319,22 1 356,75 1 395,66 1 430,68
Kr. III 1 006,06 1 052,79 1 099,54 1 131,08 1162,64 1 194,19 1 225,74 1 257,29 1 288,84 1 314,55
Kr. II 941,78 982,68 1 023,58 1 051,63 1 079,67 1 107,71 1 135,76 1163,81 1 191,85 1 216,39
Kr. I 882,19 918,42 954,64 979,18 1 003,71 1 028,25 1 052,79 1 077,33 1 101,87 1126,41
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Anlage 5
(§ 2 Abschn. B Abs. 2 des Vergütungstarifvertrages Nr. 13

Tabelle der Gesamtvergütungen für die unter die Anlage 1 b 
zum BAT fallenden Angestellten unter 18 Jahren (zu § 30 BAT)

Alter
Gesamtvergütung i. d. Vergütungsgruppe! 
Kr. I Kr. 11 Kr. Ill  

(monatlich in DM)
Vor Vollendung des 
15. Lebensjahres 638,18
Nach Vollendung des 
15. Lebensjahres 701,99 734,77 —
Nach Vollendung des 
16. Lebensjahres 829,63 868,36 —
Nach Vollendung des 
17. Lebensjahres 957,26 1 001,96 1 050,17

Anlage 6
[§ 3 des Vergütungstarifvertrages Nr. 13)

Tabelle der Grundvergütungen für die unter die ADO für übertarifliche Angestellte 
fallenden Angestellten über 29 Jahre (Nr. 3 der ADO)

29. 31.
Grundvergütung der Lebensaltersstufe nach vollendetem 

33. 35. 37. 39. 41. 43. 
Lebensjahr (monatlich in DM)

45. 47.

2 948,25 3 085,73 3 223,23 3 360,71 3 498,20 3 635,68 3 773,17 3 910,66 4 048,14 4 185,62

Anlage 7
(§ 7 des Vergütungstarifvertrages Nr. 13)

O r t s z u s c h l a g
für die unter die Anlage 1 a und 1 b zum BAT sowie für die unter die ADO 
für übertarifliche Angestellte im öffentlichen Dienst fallenden Angestellten

T arifklasse Zu der Tarif - 
klasse gehö­
rende Vergü­
tungsgruppen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 
1 Kind

Stufe 4 
2 Kinder

Monatsbeiträge

Stufe 5 
3 Kinder

: in DM

Stufe 6 
4 Kinder

Stufe 7 
5 Kinder

Stufe 8 
6 Kinder

Ib ADO, I bis II b 475,94 581,24 658,24 731,83 765,97 830,68 895,39 975,99
I c III bis V a/b, 

Kr. VII bis 
Kr. XII 422,99 513,59 590,59 664,18 698,32 763,03 827,74 908,34

II V c bis X,
Kr. I bis Kr. VI 394,16 486,53 563,53 637,12 671,26 735,97 800,68 881,28

Bei mehr als sechs Kindern erhöht sich der Ortszuschlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 80,60 DM.

Anlage C wird für die Auszubildenden bei Bund und Ländern, die unter 
den Manteltarifvertrag für Auszubildende vom 6. Dezember 1974 

Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 1 fallen, folgendes vereinbart:
für Auszubildende bei Bund und Ländern

vom 17. März 1975
Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Bundesminister des Innern, 
der Tarifgemeinsdiaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzer des Vorstandes,

und
der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr — Hauptvorstand —, 
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
— Bundesvorstand —

einerseits

andererseits

§ 1

(1) Die Ausbildungsvergütung gemäß § 8 Abs. 1 des Tarif­
vertrages vom 6. Dezember 1974 beträgt monatlich

im 1. Ausbildungsjahr 340,— DM,
im 2. Ausbildungsjahr 393,— DM,
im 3. Ausbildungsjahr 446,— DM,
im 4. Ausbildungsjahr 504,— DM.
(2) Die Ausbildungsvergütung nach Absatz 1 erhöht sich nach 

Vollendung des 18. Lebensjahres um 50,— DM.
Das 18. Lebensjahr gilt als vollendet mit dem Beginn des 

Monats, in den der Geburtstag fällt.
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(1) An die in § 1 Abs. 1 Buchst, a des Tarifvertrages vom
6. Dezember 1974 genannten angestelltenversicherungspflich­
tigen Auszubildenden können 50 v. H. der in dem Tarifvertrag 
über die Gewährung von Zulagen gemäß § 33 Abs. 1 Buchst, c 
BAT vom 11. Januar 1962 vereinbarten Zulagen gezahlt werden, 
wenn die dort geforderten Voraussetzungen vorliegen.

(2) An die in § 1 Abs. 1 Buchst, b des Tarifvertrages vom 
6. Dezember 1974 genannten arbeiterrentenversicherungspflich­
tigen Auszubildenden, die im Rahmen ihrer Ausbildung in er­
heblichem Umfang mit Arbeiten gemäß § 29 MTB II/MTL II 
beschäftigt werden, kann im 2. bis 4. Ausbildungsjahr ein monat­
licher Pauschalzuschlag von 20,— DM gezahlt werden.

§ 3
(1) Gewährt der Ausbildende Kost und Wohnung, wird die 

Ausbildungsvergütung um monatlich 117,— DM gekürzt.
(2) Gewährt der Ausbildende nur Wohnung, wird die Ausbil­

dungsvergütung um monatlich 30,— DM, gewährt er nur Kost, 
wird sie um monatlich 87,— DM gekürzt.

§ 4
(1) Die Wasserbaulehrlinge der Wasser- und Schiffahrtsver­

waltung des Bundes haben während des Besuchs der Lehrbau­
stelle für Wasserbauwerker die auf der Lehrbaustelle entste­
henden Verpflegungskosten aus der Ausbildungsvergütung zu 
bestreiten.

(2) Werden Schiffsjungen der Wasser- und Schiffahrtsverwal­
tung des Bundes zum Besuch einer anerkannten Schiffer-Berufs­
schule in einem von der Binnenschiffahrt betreuten Schiffsjun­
genheim untergebracht, haben sie die Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung aus der Ausbildungsvergütung zu bestreiten. Dem 
Schiffsjungen muß jedoch mindestens ein monatliches Taschen­
geld in Höhe von 25 v. H. seiner Ausbildungsvergütung ver­
bleiben.

§ 5
Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1975 in 

Kraft. Er kann mit einer Frist von einem Monat zum Schluß

§ 2 eines Kalendermonats, frühestens zum 31. Januar 1976, schriftlich 
gekündigt werden.

Bonn, den 17. März 1975
Anlage D

Monatslohntarifvertrag Nr. 6 
zum BMT-G 

vom 17. März 1975
Zwischen

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände, 
vertreten durch den Vorstand,

einerseits
und

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
— Hauptvorstand —,

andererseits
wird folgender Tarifvertrag geschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeiter, die
a) in einem Arbeitsverhältnis zu einem Mitglied der Arbeit­

geberverbände stehen, die der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände angehören, und

b) unter den Geltungsbereich des Bundesmanteltarifvertrages für 
Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und Betriebe (BMT-G) 
fallen.

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für den Bereich der Arbeits- 
rechtlichen Vereinigung Hamburg e.V.

§ 2
Höhe des Monatstabellenlohnes

(1) Die Monatstabellenlöhne sind für den Bereich der kommu­
nalen Arbeitgeberverbände
a) in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Hessen, Niedersach­

sen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und im Saarland in 
der Anlage 1,

b) (entfällt für den Bereich unserer Kirche) 
festgelegt.

Anlage 1

Monatstabellenlöhne
gültig ab J. Januar 1975 

(in DM)

Lohn­
gruppe 1 2 3 4

Monatstabellenlöhne in
5 6

Stufe
7 8 9 10

VTT 1 565,57 1 610,46 1 652,14 1 690,62 1 725,88 1 757,95 1 786,80 1 812,45 1 836,70 1 858,06

VI 1 498,70 1 541,25 1 580,76 1 617,23 1 650,66 1 681,05 1 708,40 1 732,72 1 753,99 1 772,22
V 1 435 32 1 475,66 1 513,11 1 547,67 1 579,36 1 608,17 1 634,10 1 657,14 1 677,30 1 694,59
IV 1 375,25 1 413,48 1 448,98 1 481,74 1 511,78 1 539,09 1 563,66 1 585,51 1 604,62 1 621,01
TTT 1 318,3L 1 354,54 1 388,19 1 419,24 1 447,72 1 473,60 1 496,90 1 517,60 1 535,72 1 551,25
II 1 264,34 ' 1 298,68 1 330,58 1 360,01 1 387,— 1 411,53 1 433,61 1 453,24 1 470,41 1 485,13
T a 1 213,18 1 245,73 1 275,96 1 303,87 1 329,45 1 352,71 1 373,63 1 392,24 1 408,52 1 422,47

ib 1190,97 1 222,75 1 252,75 1 279,50 1 304,48 1 327,17 1 347,60 1 365,76 1 381,65 1 395,27

Anlage 2

Stundensätze der Monatstabellenlöhne
— gültig ab 1. Janu;ar 1975 —

(in DM)

Stundensätze der Monatstabellenlöhne in Stufe
Lohn- 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
gruppe

VII 9,— 9,26 9,50 9,72 9,92 10,10 10,27 10,42 10,56 10,68
VI 8,61 8,86 9,08 9,29 9,49 9,66 9,82 9,96 10,08 10,19
V 8,25 8,48 8,70 8,89 9,08 9,24 9,39 9,52 9,64 9,74
IV 7,90 8,12 8,33 8,52 8,69 8,85 8,99 9,11 9,22 9,32
III 7,58 7,78 7,98 8,16 8,32 8,47 8,60 8,72 8,83 8,92
II 7,27 7,46 7,65 7,82 7,97 8,11 8,24 8,35 8,45 8,54
I a 6,97 7,16 7,33 7,49 7,64 7,77 7,89 8,— 8,09 8,18
Ib 6,84 7,03 7,20 7,35 7,50 7,63 7,74 7,85 7,94 8,02
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Stufen des Monatstabellenlohnes
(1) Der Arbeiter erhält in den ersten zwei Jahren der Beschäf- 

tigungszeit den Monatstabellenlohn der ersten Stufe seiner Lohn­
gruppe. Nach Vollendung einer Beschäftigungszeit von zwei 
Jahren und weiterhin nach je zwei Jahren bis zum Erreichen der 
letzten Stufe erhält er den Monatstabellenlohn der nächsthöheren 
Stufe.

(2) Beschäftigungszeit ist die in § 6 BMT-G festgelegte Zeit; 
§ 20 Satz 2 der Anlage 1 zum BMT-G und § 1 Satz 2 der Anlage 
9 zum BMT-G finden keine Anwendung. Die Zeit anderer 
beruflicher Tätigkeit nach Vollendung des 18. Lebensjahres 
kann ganz oder teilweise angerechnet werden, wenn die Tätig­
keit Voraussetzung für die Einstellung war.

Zeiten, die nach § 4 Abs. 2 des Bundeslohntarifvertrages Nr. 16 
oder nach § 1 Abs. 2 des 10. Bundeslohntarifvertrages für Haus­
und Küchenpersonal für die Berechnung der Dienstalterszulage 
berücksichtigt worden sind, sind auch bei der Ermittlung der 
Stufe des Monatstabellenlohnes zu berücksichtigen.

(3) Der Monatstabellenlohn der nächsthöheren Stufe wird 
vom Beginn des Kalendermonats an gezahlt, in den der Tag 
fällt, der auf die Vollendung der nach Absatz 2 jeweils maß­
gebenden Beschäftigungszeit folgt.

§ 4
(Für den Bereich unserer Kirche ohne Bedeutung)

§ 5
(Für den Bereich unserer Kirche ohne Bedeutung)

§ 6
Ausnahmen vom Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag wird nicht angewendet auf Arbeiter, die 
spätestens mit Ablauf des 28. Februar 1975 aus ihrem Verschul­
den oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis aus­
geschieden sind. Dies gilt auf Antrag nidit für Arbeiter, die in 
unmittelbarem Anschluß an das auf eigenen Wunsch beendete 
Arbeitsverhältnis bei einem Arbeitgeber, für den der BMT-G 
gilt, oder bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts eingetreten sind. Dies gilt ferner nicht für 
Arbeiter, die wegen Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezüge 
des Altersruhegeldes nach § 1248 Abs. 1 oder 3 RVO, § 25 
Abs. 1 oder 3 AVG oder § 48 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 3 RKG aus 
dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind.

§ 7
Inkrafttreten, Laufzeit

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1975 in 
Kraft. Er kann mit einer Frist von einem Monat zum Schluß 
eines Kalendermonats, frühestens zum 31, Januar 1976, schriftlich 
gekündigt werden.

Köln, den 17. März 1975
Anlage E

T a r i f v e r t r a g  
über eine einmalige Zahlung

vom 17. März 1975 
Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch den Bundesminister des Innern,
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
vertreten durch den Vorsitzer des Vorstandes,
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,
vertreten durch den Vorstand,

§ 3

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr — Hauptvorstand —, 
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
— Bundesvorstand —, diese jedoch nicht für 
Arbeiter im Sinne des § 1 Buchst, b,

andererseits
wird folgender Tarifvertrag geschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Personen die am 1. April 1975 
unter den Geltungsbereich eines der nachstehenden Tarifver­
träge fallen :

a) Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) oder ADO für über­
tarifliche Angestellte im öffentlichen Dienst,

b) Manteltarifvertrag für Arbeiter des Bundes (MTB II), Mantel­
tarifvertrag für Arbeiter der Länder (MTL II) oder Bundes­
manteltarifvertrag für Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen 
und Betriebe (BMT-G),

c) Manteltarifvertrag für Auszubildende,
d) Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der 

Praktikantinnen (Praktikanten) für medizinische Hilfsberufe,
e) Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der 

Praktikanten/Praktikantinnen für Berufe des Sozial- und
f) Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Lern­

schwestern und Lernpfleger.
g) Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Schü­

lerinnen und Schüler in der Krankenpflegehilfe,
h) Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der 

Medizinalassistenten (VKA),
i) Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der Me­

dizinalassistenten (Bund/TdL).

§ 2
Anspruchsvoraussetzungen, Zahlungspflicht

(1) Anspruch auf die einmalige Zahlung haben Personen, die 
vom 1. Januar 1975 bis einschließlich 30. April 1975 ununter­
brochen in einem oder mehreren der durch die in § 1 genannten 
Tarifverträge oder durch Tarifverträge wesentlich gleichen In­
halts des öffentlichen Dienstes geregelten Rechtsverhältnisse oder 
als Beamter, Richter, Berufssoldat, Soldat auf Zeit oder als Aus­
zubildender in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhält­
nis im öffentlichen Dienst gestanden haben und hieraus minde­
stens für einen Teil des Monats April 1975 Anspruch auf Bezüge 
haben.

Der Anspruch wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß
a) wegen des Ablaufs der Bezugsfristen für Krankenbezüge oder 

wegen des Bezugs von Mutterschaftsgeld für den Monat 
April 1975 keine Bezüge zustehen,

b) das Arbeits- oder sonstige Rechtsverhältnis nach dem 1 . April 
1975 wegen Schwangerschaft oder wegen Niederkunft in den 
letzten drei Monaten endet.
(2) Der Anspruch richtet sich gegen den Rechtsträger, zu dem 

das Rechtsverhältnis am 1 . April 1975 besteht.

P r o t o k o l l n o t i z e n  :

1. Öffentlicher Dienst im Sinne des Absatzes 1 ist eine Beschäf­
tigung
a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder 

bei einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen 
Mitglied eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände angehört,

b) bei einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffent­
lichen Rechts, die den BAT oder einen Tarifvertrag we­
sentlich gleichen Inhalts anwendet.

2. Eine Unterbrechung im Sinne des Absatzes 1 hegt vor, wenn 
zwischen den Arbeits-, Dienst- oder sonstigen Rechtsverhält­
nissen im Sinne dieser Vorschrift ein oder mehrere Werktage 
— mit Ausnahme allgemein arbeitsfreier Werktage — liegen, 
an denen das Arbeits-, Dienst- oder sonstige Rechtsverhält­
nis nicht bestand. Es ist jedoch unschädlich, wenn der Be­
rechtigte in dem zwischen diesen Arbeits-, Dienst- oder son­
stigen Rechtsverhältnissen hegenden gesamten Zeitraum 
arbeitsunfähig krank war oder die Zeit zur Ausführung seines 
Umzugs an einen anderen Ort benötigt hat.

3. Stirbt der Berechtigte vor dem 1. Mai 1975 und hat er die 
einmalige Zahlung erhalten, gelten die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 als erfüllt.

4. Für Personen, die nach dem 1. Januar 1975, aber vor dem 
18. Februar 1975 in ein Rechtsverhältnis eingetreten sind, 
das durch einen der in § 1 genannten Tarifverträge geregelt 
ist, und die bis einschließlich 30. Juni 1975 in diesem Rechts­
verhältnis verbleiben, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des 1. Januar 1975 der 17. Februar 1975 tritt.
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Höhe der einmaligen Zahlung
(1) Die einmalige Zahlung beträgt

a) für vollbeschäftigte Angestellte und Arbeiter 100,— DM,
b) für Auszubildende 30,— DM,
c) für Praktikantinnen (Praktikanten),

Lernschwestern und Lempfleger,
Schülerinnen und Schüler in der
Krankenpflegehilfe und Medizinalassistenten 40,—  DM.
(2) Nicht vollbeschäftigte Angestellte und Arbeiter erhalten 

den Teil der einmaligen Zahlung, der dem Verhältnis der mit 
ihnen vereinbarten durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit 
zu der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entspre­
chenden vollbeschäftigten Angestellten bzw. Arbeiters entspricht.

(3) Für die Höhe der einmaligen Zahlung nach den Absätzen 
1 und 2 sind die Verhältnisse am 1. April 1975 maßgebend.

(4) Die einmalige Zahlung ist nicht gesamtversorgungsfähig 
und bei der Bemessung sonstiger Leistungen nidrt zu berück­
sichtigen.
P r o t o k o 11 n o t i z z u A b s a t z 1 :

Abweichend von § 67 Nr. 5 BMT-G gelten als vollbeschäftigt 
nur die Arbeiter mit einer regelmäßigen Arbeitszeit im Sinne 
des § 14 BMT-G.

§ 3

§ 4
Fälligkeit

Die einmalige Zahlung wird mit den Bezügen für den Monat 
April 1975 fällig.

Bonn, den 17. März 1975

Nr. 73
Bekanntmachung

betreffend Änderung der Gemeindegrenzen der Kirchengemein­
den Ofen und Oldenburg

Der Oberkirchenrat hat heute die Vereinbarung der ev.-luth. 
Kirchengemeinden Ofen und Oldenburg über eine Grenzände­
rung genehmigt.

Der Bereich Jägerstraße, Glatzer Straße, Im Brook, Rübezahl­
straße, Sudetenstraße, An der Feldwische (gerade Hausnum­
mern), bisher Kirchengemeinde Ofen, gehört künftig zur Kir­
chengemeinde Oldenburg.

Oldenburg, den 15. Oktober 1974
D e r  O b e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
D. Harms 

Bischof

Nr. 74
B e k a n n t m a c h u n g  

der Wahlordnung
zum Gemeinsamen Mitarbeitervertretungsgesetz der 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersaehsen
Der Oberkirchenrat gibt nachstehend die Wahlordnung zum 

Gemeinsamen Mitarbeitervertretungsgesetz der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 25. Februar 1975 
(GVB1. XVIII. Band, Seiten 109 ff.) bekannt.

Oldenburg, den 7. Mai 1975
D e r  O b e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Dr. Hemprich 
Oberkirchenrat

Nr. 75
W a h l o r d n u n g

zum
Gemeinsamen Mitarbeitervertretungsgesetz der 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
Aufgrund des § 10 Abs. 2 des Gemeinsamen Mitarbeiterver­

tretungsgesetzes in Verbindung mit § 15 Abs. 2 des Vertrages 
über die Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen erläßt der Rat der Konföderation für die Wahl 
der Mitarbeitervertretungen folgende Wahlordnung:

Wahlausschuß
(1) Die Wahl der Mitarbeitervertretung wird von einem Wahl­

ausschuß vorbereitet und durchgeführt. Er besteht aus drei wahl­
berechtigten Migliedern. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmit­
glied zu bestellen.

(2) Mitglieder und Ersatzmitglieder sollen einer Mitarbeiter­
vertretung nicht angehören. Werden sie zur Wahl aufgestellt, 
so scheiden sie aus dem Wahlausschuß aus.

§ 2
Bildung des Wahlausschusses

(1) Die Mitglieder des Wahlausschusses und die Ersatzmit­
glieder werden vorbehaltlich der Bestimmung des § 16 Abs. 3 
des Gemeinsamen Mitarbeitervertretungsgesetzes —■ MVG — 
spätestens drei Monate vor Ablauf der Wahlperiode der Mit­
arbeitervertretung oder in den Fällen des § 15 Abs. 1 MVG 
unverzüglich in einer von dieser einzuberufenden Mitarbeiter­
versammlung durch Zuruf und offene Wahl gewählt. Die Mit­
arbeiterversammlung kann geheime Wahl beschließen.

(2) Besteht noch keine Mitarbeitervertretung oder ist die Frist 
des Absatzes 1 versäumt, so beruft die Dienststellenleitung die 
Mitarbeiterversammlung ein. Der Leiter der Versammlung wird 
in der Regel durch Zuruf bestimmt.

(3) Im Falle der Bildung gemeinsamer Mitarbeitervertretungen 
für mehrere Dienststellen nimmt die Dienststellenleitung der 
gemäß § 49 Buchst, a MVG bestimmten Dienststelle die Befugnis 
nach Absatz 2 wahr.

§ 1

§ 3
Geschäftsführung des Wahlausschusses

(1) Der Wahlausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsit­
zenden und einen Schriftführer. Hierzu beruft das älteste Mit­
glied den Wahlausschuß binnen drei Tagen nach seiner Wahl 
ein.

(2) Über alle Sitzungen und die im folgenden bestimmten 
Handlungen sind Niederschriften anzufertigen, die von dem 
Vorsitzenden und dem Schriftführer unterzeichnet werden.

§ 4
Wählerliste

(1) Der Wahlausschuß stellt für die Wahl je eine Liste der 
gemäß § 6 MVG-Wahlberechtigten (Wählerliste) und der gemäß 
§ 7 MVG wählbaren Mitarbeiter zusammen. Er hat die Wähler­
liste bis zum Tage vor Beginn der Wahlhandlung auf dem lau­
fenden zu halten und zu berichtigen. Der Wahlausschuß kann 
mehrere Stimmbezirke einrichten; in diesem Falle ist die Wäh­
lerliste nach den Stimmbezirken aufzugliedem.

(2) Beide Listen sind gleichzeitig mit Erlaß des Wahlausschrei- 
bens (§ 5 Abs. 2) auszulegen. Vollständige Abschriften der Listen 
sollen in jeder der beteiligten Dienststellen ausgelegt werden.

(3) Die Dienststellen unterstützen den Wahlausschuß bei der 
Aufstellung der Listen.

§ 5
Wahltermin und Wahlausschreiben

(1) Spätestens zwei Wochen nach seiner Bildung setzt der 
Wahlausschuß den Termin für die Wahl fest; dieser darf nicht 
später als drei Monate nach Bildung des Wahlausschusses liegen.

(2) Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltermin erläßt der 
Wahlausschuß ein Wahlausschreiben, das den Beteiligten be­
kanntzugeben ist; die Bekanntgabe soll in der Regel durch 
schriftlich Mitteilung erfolgen.

(2) Das Wahlausschreiben muß enthalten:
a) Ort und Tag seines Erlassen,
b) Ort, Tag und Zeit der Wahlhandlung,
c) die Stimmbezirke
d) Ort und Zeit der Auslegung der Listen gemäß § 4,
e) den Hinweis, daß Einsprüche gegen die Listen binnen einer 

Woche nach Beginn der Auslegung eingelegt werden können,
f) die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeitervertre­

tung,
g) die Voraussetzung für die Briefwahl (§ 9).
h) die Aufforderung, Wahlvorschläge gemäß § 6 Abs. 1 bis 3 zu 

machen, unter Angabe des Zeitpunktes, bis zu welchem sie 
einzureidien sind,

i) die Anschrift, unter der der Wahlausschuß zu erreichen ist.
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Wahlvorschläge
(1) Jeder Wahlberechtigte kann allein oder zusammen mit 

anderen Wahlberechtigten einen Wahlvorschlag innerhalb von 
drei Wochen nadi Bekanntgabe des Wahlausschreibens ein­
reichen. Der Wahlvorschlag ist zu unterzeichnen.

(2) Der Wahlvorschlag soll mehr Namen enthalten, als Mit­
glieder der Mitarbeitervertretung zu wählen sind, und den Vor­
schriften des § 9 MVG Rechnung tragen.

(3) Auf dem Wahlvorschlag muß vermerkt sein, daß die Vor­
geschlagenen mit der Aufnahme in den Wahlvorsdilag einver­
standen sind.

(4) Der Wahlausschuß hat die Ordnungsmäßigkeit der Wahl­
vorschläge und die Wählbarkeit der Vorgesdilagenen unverzüg­
lich zu prüfen und Beanstandungen dem Erstunterzeichner des 
Wahlvorschlages umgehend mitzuteilen. Beanstandungen können 
innerhalb der Einreichungsfrist behoben werden.

§ 7
Gesamtvorschlag und Stimmzettel

(1) Der Wahlausschuß stellt alle gültigen Wahlvorsdiläge zu 
einem Gesamtvorschlag zusammen und führt darin die Namen 
der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge auf. Dabei 
sind Ort und Art der beruflichen Tätigkeit anzugeben.

(2) Der Gesamtvorschlag ist den Wahlberechtigten spätestens 
zwei Wochen vor der Wahl bekanntzugeben.

(3) Die Stimmzettel haben den Gesamtvorschlag in der An­
ordnung gemäß Absatz 1 zu enthalten. Sie müssen gleiche Größe, 
Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben, die Zahl der zu 
wählenden Mitglieder der Mitarbeitervertretung angeben und 
einen Hinweis auf die Vorschrift des § 9 MVG enthalten. Wei­
tere Angaben sind unzulässig.

§ 8
Durchführung der Wahl

(1) Die Wahl findet in Anwesenheit von mindestens zwei Mit­
gliedern des Wahlausschusses (Wahlvorstand) statt. Diese kenn­
zeichnen in der Wählerliste die Wahlberechtigten, die gewählt 
haben.

Vor Beginn der Stimmabgabe hat der Wahlvorstand fest­
zustellen, daß die Urnen leer sind; sie sind bis zum Abschluß 
der Wahlhandlung verschlossen zu halten. Für die nötigen 
Arbeiten im Wahlraum kann der Wahlvorstand Wahlhelfer 
heranziehen.

(2) Sind mehrere Stimmbezirke eingerichtet, so kann der 
Wahlausschuß seine Ersatzmitglieder für den Wahlvorstand 
heranziehen. Ein Mitglied des Wahlausschusses soll bei der 
Durchführung der Wahl anwesend sein.

(3) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels 
(§ 7 Abs. 3) ausgeübt, auf dem die Namen der Gewählten durch 
Ankreuzen gekennzeichnet werden und der zusammengefaltet 
in die Wahlurne gelegt wird. Es können auch Wahlumschläge 
für die Stimmzettel ausgegeben werden. Vor Aushändigung des 
Stimmzettels ist festzustellen, ob der Wähler wahlberechtigt ist.

(4) Jeder Wahlberechtigte darf höchstens so viele Namen 
ankreuzen, wie Mitglieder in die Mitarbeitervertretung zu wäh­
len sind.

(5) Der Wahlvorstand stellt sicher, daß der Wähler den Stimm­
zettel unbeobachtet ausfüllen kann. Körperlidi behinderte Wahl­
berechtigte können sich der Hilfe einer Person ihres Vertrauens 
bedienen.

§ 9
Briefwahl

(1) Das Wahlrecht kann im Wege der Briefwahl ausgeübt 
werden.

(2) Wer von der Briefwahl Gebrauch machen will, benötigt 
einen Wahlschein. Der Wahlschein kann schriftlich oder münd­
lich beim Wahlausschuß bis zu 48 Stunden vor Beginn der Wahl­
handlung beantragt werden. Wer den Antrag für einen anderen 
stellt, muß nachweisen, daß er dazu berechtigt ist. Auf dem 
schriftlichen Antrag ist der Zeitpunkt des Eingangs zu vermer­
ken; verspätet eingegangene schriftliche Anträge sind unbear­
beitet zu den Wahlakten zu nehmen.

(3) Der Wahlschein muß von einem Mitglied des Wahlaus­
schusses unterzeichnet sein und enthält die Bestätigung des 
Wahlausschusses über die Eintragung in die Wählerliste. Der 
Wahlschein enthält ferner den Wortlaut einer von dem Wahl­
berechtigten abzugebenden Versicherung über die persönliche 
Ausfüllung des Stimmzettels.

§ 6 (4) Dem Wahlberechtigten sind mit dem Wahlschein ein 
Stimmzettel, ein Wahlumschlag und ein an den Wahlausschuß 
adressierter Freiumschlag zu übermitteln. Der Wahlausschuß 
vermerkt die Ausstellung eines Wahlscheines in der Wählerliste.

(5) Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen werden 
berücksichtigt, wenn sie bis zum Abschluß der Wahlhandlung 
beim Wahlausschuß eingegangen sind. Sind mehrere Stimm­
bezirke gebildet, so ist die Wahlhandlung erst abgeschlossen, 
wenn sie auch im letzten Stimmbezirk beendet ist.

(6) Der Wahlausschuß sammelt die eingehenden Wahlbriefe 
und bewahrt sie bis zum Abschluß der Wahlhandlung gesondert 
auf. Nach Abschluß der Wahlhandlung öffnet er die vorliegenden 
Wahlbriefe, entnimmt ihnen die Wahlscheine und prüft, ob der 
im Wahlschein Genannte in der Wählerliste eingetragen ist und 
die Versicherung nach Absatz 3 abgegeben hat.

(7) Ist der Wahlschein in Ordnung befunden worden, so wird 
der Wahlumsdrlag ungeöffnet entnommen und der Wahlbrief­
umschlag vernichtet, nachdem die Stimmabgabe in der Wähler­
liste vermerkt ist. Danach werden den Wahlumschlägen die 
gefalteten Stimmzettel entnommen und in die Wahlurne gelegt. 
Im Falle des § 8 Abs. 3 Satz 2 sind die Wahlumschläge unge­
öffnet in die Wahlurne zu legen.

(8) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er keinen ordnungs­
gemäßen Wahlschein enthält oder erst nach Abschluß der Wahl­
handlung eingegangen ist. Er ist mit seinem Inhalt auszuson­
dern und zu den Wahlunterlagen zu nehmen.

§ 10
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Nach Abschluß der Wahlhandlung und nachdem die im 
Wege der Briefwahl abgegebenen Stimmen in die Wahlurne 
gelegt worden sind, stellt der Wahlausschuß unverzüglich fest, 
wie viele Stimmen auf die einzelnen Vorgeschlagenen entfallen 
sind, und ermittelt ihre Reihenfolge nach der Stimmenzahl; hei 
Stimmengleichheit entscheidet über die Reihenfolge das Los. 
Den Wahlberechtigten ist hierbei die Anwesenheit gestattet.

(2) Gewählt sind die Vorgesdilagenen, auf die die meisten 
Stimmen entfallen sind.

(3) Ungültig sind Stimmzettel,
a) die nicht vom Wahlaussdiuß ausgegeben sind,
b) aus denen sidi die Willensäußerung des Wählers nidit ein­

wandfrei ergibt,
c) auf denen mehr Namen angekreuzt sind, als Mitglieder der

Mitarbeitervertretung zu wählen sind,
d) die einen Zusatz enthalten.

§ H
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Der Wahlaussdiuß gibt das Wahlergebnis gemäß § 10 Abs. 1 
und 2 in geeigneter Weise unverzüglich bekannt und benach- 
richtigt die Gewählten sdiriftlich. Erklärt ein Gewählter nicht 
innerhalb einer Woche schriftlich, daß er seine Wahl ablehnt, 
so gilt sie als angenommen. Lehnt ein Gewählter ab, so rückt 
an seine Stelle der Vorgeschlagene mit der nächsthöheren Stim­
menzahl.

§ 12
Wahl der Jugendvertreter

(1) Die Wahl der Jugendvertreter wird von der Mitarbeiter­
vertretung vorbereitet und geleitet.

(2) Die Mitarbeitervertretung setzt einen Wahltermin fest 
und versendet spätestens zwei Wochen vor dem Wahltermin 
eine Liste der wählbaren Mitarbeiter an die Wahlberechtigten 
und fordert diese auf, Wahlvorschläge zu madien.

(3) Werden nicht mehr wählbare Mitarbeiter vorgeschlagen, 
als Jugendvertreter zu wählen sind, so gelten die Vorgeschla­
genen als gewählt. Anderenfalls findet nach Bestimmung der 
Mitarbeitervertretung entweder eine Wahlversammlung mit ge­
heimer Stimmabgabe oder eine Briefwahl statt. Auf die Ab­
stimmung in der Wahlversammlung und die Briefwahl sind die 
§§ 8 und 9 sinngemäß anzuwenden.

§ 13
Einsprüche

(1) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, gegen die Wähler­
liste, die Liste der wählbaren Mitarbeiter oder das Wahlaus- 
schreiben innerhalb einer Woche nach Beginn der Auslegung 
Einspruch einzulegen.

140



I

(2) Der Wahlausschuß entscheidet unverzüglich über den Ein­
spruch und erteilt einen schriftlichen Bescheid. Gibt es dem 
Einspruch statt, so berichtigt er das Verfahren. Im anderen Falle 
hat der Bescheid einen Hinweis auf die Möglichkeit der Anfech­
tung der Wahl gemäß § 12 Abs. 1 MVG zu enthalten.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlergebnisses, insbeson­
dere Rechenfehler bei der Zählung der Stimmen, hat der Wahl­
vorstand von Amts wegen oder auf Antrag zu berichtigen. Den 
Antrag kann jeder wahlberechtigte Mitarbeiter stellen. Die Be­
richtigung ist nur zulässig, solange die Frist für die Anfechtung 
der Wahl noch nicht abgelaufen ist. Sie ist in der gleichen Weise 
wie das Wahlergebnis bekanntzumachen.

§ 14
Vereinfachtes Verfahren

(1) Die Mitarbeitervertretung kann den wahlberechtigten Mit­
arbeitern mit der Einladung zur Mitarbeiterversammlung (§ 2 
Abs. 1) Vorschlägen, die Wahl im vereinfachten Verfahren nach 
Maßgabe der Vorschriften der Absätze 2 bis 9 durchzuführen. 
Die Vorschriften des § 2 und 3 gelten entsprechend. Für die 
Wahl der Jugendvertreter gilt § 12.

(2) Widerspricht keiner der wahlberechtigten Mitarbeiter, so 
wird das vereinfachte Verfahren durchgeführt. Der Widerspruch 
kann schriftlich bis zum Beginn der Mitarbeiterversammlung bei 
der Mitarbeitervertretung oder mündlich bis zum Beginn der 
Wahl des Wahlleiters (Absatz 3) während der Mitarbeiterver­
sammlung erhoben werden.

(3) Anstelle eines Wahlausschusses werden ein Wahlleiter und 
ein Stellvertreter gewählt. Für die Wahl des Wahlleiters gelten 
die Vorschriften des § 2 Abs. 1 entsprechend. Der Wahlleiter 
sorgt für die Durchführung der Wahl im vereinfachten Ver­
fahren.

(4) Die Wahlvorschläge für die Wahl der Mitglieder der Mit- 
arbeitexvertretung können schriftlich bis zum Beginn der Mit­
arbeiterversammlung bei der Mitarbeitervertretung eingereicht 
oder mündlich während der Mitarbeiterversammlung innerhalb 
einer vom Wahlleiter zu bestimmenden Frist gemacht werden. 
Wahlvorschläge, die schriftlich eingereicht sind, verfallen und 
werden nicht in der Niederschrift festgehalten, wenn das ver­
einfachte Verfahren nicht stattfindet. Findet das vereinfachte 
Verfahren statt, so werden die Wahlvorschläge in der Nieder­
schrift über die Mitarbeiterversammlung festgehalten und der 
Mitarbeiterversammlung vom Wahlleiter in alphabetischer Rei­
henfolge bekanntgegeben.

(5) Sind die Vorgeschlagenen mit ihrer Aufnahme in den 
Wahlvorschlag einverstanden, so werden an die wahlberechtigten 
Teilnehmer der Mitarbeiterversammlung unverzüglich Stimm­
zettel mit dem Namen der Vorgeschlagenen, die in alphabetischer 
Reihenfolge aufzuführen sind, ausgegeben. Für die Durchfüh­
rung der Wahl gelten die Vorschriften des § 8 Abs. 1, Sätze 1,
3 und 4 und Absätze 3 bis 5 entsprechend. Die abgegebenen 
Stimmzettel werden vom Wahlleiter unverzüglich auf ihre Gül­
tigkeit geprüft und anschließend ausgezählt. Briefwahl ist un­
zulässig.

(6) Gewählt sind die Vorgeschlagenen, auf die die meisten 
Stimmen entfallen sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los über die Reihenfolge. Ist nur die erforderliche Anzahl von 
Mitgliedern der Mitarbeitervertretung vorgeschlagen worden 
oder haben andere Vorgeschlagene keine Stimme erhalten, so 
sind die Ersatzmitglieder unverzüglich in gleicher Weise zu 
wählen.

(7) Die Annahme der Wahl kann sofort erklärt werden; im 
übrigen gelten die Vorschriften des § 11 entsprechend.

(8) Über den Ablauf der Mitarbeiterversammlung, die Wahl­
handlung und die Bekanntgabe des Wahlergebnisses ist eine 
Niederschrift, die auch die Namen der Teilnehmer aufzuführen 
und festzustellen hat, welche Teilnehmer einen Stimmzettel 
erhalten haben, anzufertigen. Sie ist vom Wahlleiter zu unter­
schreiben.

(9) Für die Wahl im vereinfachten Verfahren gelten im übrigen 
die Vorschriften der §§ 1 Abs. 2, 10 Abs. 3, 13 Abs. 3 sowie 
16 und 17 entsprechend.

§ 15
Gesamtvertretung der Mitarbeiter

Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der Gesamtvertretun­
gen der Mitarbeiter werden im vereinfachten Verfahren in ent­

sprechender Anwendung der Vorschriften des § 14 Abs. 3 bis 9 
gewählt. Die Wahlversammlung wird von der obersten Dienst­
behörde einberufen.

§ 16
Kostenregelung

Von den Dienststellen werden die für die Wahl erforderlichen 
Einrichtungen zur Verfügung gestellt. Für die Kosten der Wahl 
gelten die Vorschriften des § 11 Abs. 3 in Verbindung mit § 49 
Buchst, b MVG.

§ 17
Verwahrung der Unterlagen

Die Wahlakten, insbesondere Niederschriften, Wählerliste, 
Wahlausschreibungen, Wahlvorschläge, Stimmzettel sind von der 
Mitarbeitervertretung vier Jahre aufzubewahren.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt gleichzeitig mit dem Inkrafttreten 
des Gemeinsamen Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 3. Dezem­
ber 1974 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 293), jedoch frühestens 
mit dem Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Hannover, den 25. Februar 1975
D e r  R a t

der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen 

gez. D. Harms 
(Vorsitzender)

Nr. 76
Kirchengesetz

zur Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland
Der Oberkirchenrat verkündet nach erfolgter Zustimmung der 

Synode als Gesetz, was folgt:

§ 1
(1) Der am 7. November 1974 von der Synode der Evange­

lischen Kirche in Deutschland beschlossenen Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland wird zugestimmt.

(2) Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, die Zustimmung 
urkundlich zu vollziehen.

§ 2
Artikel 89 der Kirchenordnung erhält folgende Fassung:
„Der Synode obliegen Entscheidungen auf allen Gebieten des 
kirchlichen Lebens und die kirchliche Gesetzgebung, soweit in 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland 
nichts anderes bestimmt ist.“

§ 3
(1) Mit Zustimmung des Synodalausschusses bestimmt der 

Oberkirchenrat das Mitglied der Kirchenkonferenz und regelt 
dessen Vertretung.

(2) Im Rahmen des Artikels 44 der Grundordnung kann der 
Oberkirchenrat Weisungen erteilen. Soweit die Zuständigkeit der 
Synode berührt wird, bedarf er dazu der Zustimmung des Syn- 
odalausschusses.

§ 4
(1) Für die Abgabe von Erklärungen nach den Artikeln 24, 

25 Abs. 2 Satz 2, 26 Abs. 1, 27, 28, 29 Abs. 2, 45 Abs. 1 Satz 3, 
52, 54, 61, 68 Abs. 3 Satz 3 und 69 Abs. 3 der Grundordnung ist 
der Oberkirchenrat zuständig.

(2) In den Fällen der Artikel 28, 54 und 68 Abs. 3 Satz 3 der 
Grundordnung hat der Oberkirchenrat vor Abgabe einer Erklä­
rung die Zustimmung des Synodalausschusses, in den Fällen der 
Artikel 24, 29 Abs. 2, 52 und 69 Abs. 3 die Zustimmung der 
Synode herbeizuführen.

§ 5
§ 1 dieses Kirchengesetz tritt mit der Verkündung, die übrigen 

Bestimmungen dieses Kirchengesetzes treten gleichzeitig mit der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland gemäß 
ihrem Artikel 70 in Kraft.

Oldenburg, den 4. Juni 1975
D e r  O b e r k i r c h e n r a t  

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
D. Harms 

Bischof
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Nr. 77

Kirchengesetz
über die Änderung der Artikel 19, 56, 76 und 79 

der Kirchenordnung
Der Oberkirchenrat verkündet nach erfolgter Zustimmung der 

Synode als Gesetz, was folgt:

§ 1
Die Kirchenordnung wird wie folgt geändert:

1. Artikel 19 Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:
„1 . die Pfarrer, Pastorinnen und Pfarrdiakone der Gemeinde 
sowie deren Vertreter,“

2. Artikel 19 Absatz 7 erhält folgende Fassung:
„(7) Pfarrer, Pastorinnen und Pfarrdiakone, die Glieder der 
Gemeinde sind, ohne in ihrem Dienst tätig zu sein, sowie 
Hilfsprediger, die kein Pfarramt verwalten, nehmen mit be­
ratender Stimme an den Sitzungen teil.“

3. Artikel 56 Absatz 1 Ziffer 2 erhält folgende Fassung:
„2. alle innerhalb des Kirchenkreises tätigen Pfarrer, Pastorin­
nen und Pfarrdiakone,“

4. Artikel 76 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Dieser hört zuvor die Pfarrer, Pastorinnen und Pfarrdiakone 
im Kirchenkreis sowie die Kirchenältesten, die dem Kreiskir­
chenkreis angehören.“

5. Artikel 79 Absatz 1 Ziffer 2 erhält folgende Fassung:
„2. 18 Pfarrer, Pastorinnen und Pfarrdiakone, die einer Kreis­
synode angehören und auf Vorschlag der Pfarrkonvente der 
Kirchenkreise von den Kreissynoden gewählt werden,“

6. Artikel 79 Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Für die Wahl der Pfarrer, Pastorinnen oder Pfarrdiakone 
nach Absatz 1 Ziffer 2 schlägt der Pfarrkonvent des Kirchen­
kreises der Kreissynode die doppelte Anzahl der von der 
Kreissynode zu wählenden Pfarrer, Pastorinnen oder Pfarr­
diakone vor.“

§ 2
Der Oberkirchenrat trifft die zur Durchführung dieses Gesetzes 

erforderlichen Anordnungen.

§ 3
Dieses Gesetz tritt am 1. August 1975 in Kraft.
Oldenburg, den 4. Juni 1975

D e r  O b e r k i r c h e n r a t  
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

D. Harms 
Bischof

Nachrichten

1. 1. 1975 
1. 2.1975 
1. 3.1975 
1. 3.1975 
1. 3.1975 
1. 4. 1975

26. 1. 1975 
2. 2.1975 
9. 2.1975 

16. 2.1975 
16. 3. 1975 
30. 3.1975

19. 11.1974

1. 2.1975 

15. 2.1975

Berufen:
Pfarrdiakon Heinrich Riechmann, nach Neuende
Pfarrer Manfred Kahl, nach Bant-Ost
Pfarrer Hans-Hermann Fischer, nach Cloppenburg
Pfarrer Jürgen Spradau, nach Westerstede (Halsbek)
Pfarrer Gerold Struß, nach Hude I
Pfarrer Dieter Qualmann, nach Großenmeer
Eingeführt:
Pfarrdiakon Heinrich Riechmann, in Neuende IV 
Pfarrdiakon Hugo Mieth, in Wiefelstede II 
Pfarrer Jörg Meyer, in Ganderkesee I 
Pfarrer Horst Piper, in Delmenhorst IV 
Pfarrer Hans-Hermann Fischer, in Cloppenburg 
Pfarrer Gerold Struß, in Hude I
Eingewiesen — beauftragt:
Pfarrer Uwe Harms, mit der Verwaltung von Brake I, 
gleichzeitig beurlaubt von den Dienstgeschäften in 
Jever
Kreispfarrer Klaus-Otto Wiepken, Bardenfleth, mit 
der Vakanzverwaltung von Altenhuntorf 
Vikar Hans Schmidt, nach Eversten-Süd I

1. 3.1975 Pfarrer Gerhard Bergner, Visbek, mit der Vakanz. 
Verwaltung von Goldenstedt

1. 4.1975 Vikar Volker-Henning Landig, nach Schortens (Heid­
mühle)
Die Bewerbungsfähigkeit wurde zuerkannt:

1. 3. 1974 Pastor Hartmut Puntigam
15. 3.1974 Pastor Uwe Krüger 

I. 9.1974 Pastor Jörg Meyer 
1. 9.1974 Pastor Peter Stölting 

15. 9. 1974 Pastor Klaus Steinweg 
1. 1. 1975 Pastorin Sabine Richter

Zu Pfarrvikaren wurden ernannt:
15. 2.1975 Vikar Ewald Rainer
15. 2.1975 Vikar Hans Schmidt 

1. 4.1975 Vikar Horst Lekszas
Theologische Prüfungen
1. Examen:

5. 2.1975 Vikar Johannes Lundbeck
2. Examen:

5. 2.1975 Vikar Bernhard Appelstiel 
Ordiniert:

16. 3.1975 Pastor Bernhard Appelstiel
In den Ruhestand getreten:

31. 10. 1974 Pfarrdiakon Willi Stolle, Neuenhuntorf 
28. 2.1975 Pfarrer Joachim Ewald, Cloppenburg

Aus dem Dienst der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg
ausgeschieden:

20.12. 1974 Pfarrer Werner Kühnholz, zur Nordelbischen ev.- 
luth. Kirche nach Kiel

31. 3.1975 Pfarrer Jürgen Moroff, zur Bremischen Evangelischen 
Kirche nach Bremen
Mitteilungen:

1. 1. 1973 Kirchenamtsrat Bogun, befördert zum Kirchenver­
waltungsrat

1. 1. 1973 Kirchenverwaltungsrat Helmut Hobbie, befördert 
zum Kirchenverwaltungsoberrat

1. 1.1973 Kircheninspektor Rolf Kreke, befördert zum Kirchen­
oberinspektor

1. 1. 1974 Gerhard Behrens, ernannt zum Kirchenamtmann 
1. 1. 1974 Kirchenbauamtmann Fokke Gerdsen, befördert zum 

Kirchenbauamtsrat
1. 1. 1974 Dr. Hans Heering,' berufen zum Siegelsachverstän­

digen
1. 1. 1974 Joachim Klimaschewski, ernannt zum Kircheninspek­

tor z. A.
1. 1.1975 Kirchenamtsrat Helmut Ehrhardt, befördert zum 

Kirchenverwaltungsrat
1. 1. 1975 Kirchenamtsrat Heinrich Kuck, befördert zum Kir­

chenverwaltungsrat
31. 1.1975 Baudirektor i. R. Siegfried Heise, beendet seine 

Tätigkeit als landeskirchlicher Beauftragter für das 
kirchliche Bauwesen

31. 1.1975 Pfarrer i. R. Helmut Rogge, von der Verwaltung von 
Altenhuntorf entbunden

14. 2. 1975 Pfarrer Wolf-Albrecht Muther, eingeführt als Kreis­
pfarrer des Kirchenkreises Oldenburg I

15. 2.1975 Pfarrer Wolf-Albrecht Muther, berufen für 8 Jahre
zum Kreispfarrer des Kirchenkreises Oldenburg I

16. 2.1975 Pfarrer i. R. Hans Banditt, von der Verwaltung von
Hude I entbunden
Berichtigungen:

Im GVB1. XVIII. Band, 6. Stück, Seite 103, ist die Summe des 
Einzelplans 3 von DM 2 389 700 zu berichtigen in DM 2 329 700.

Im GVB1. XVIII. Band, 7. Stück, Seite 120, sind die „Nach­
richten“ im Absatz „Ordiniert“ wie folgt zu berichtigen: An Stelle 
von „Pastor“ ist die Bezeichnung „Pfarrdiakon“ einzusetzen bei: 
Günther Höppner, Johannes Rieper, Klaus Nebelung, Alfred 
Lohse, Georg Beidenhauser, Harry Owsianowski, Rudolf Janssen, 
Wilhelm Wassmann, Joachim Helbig und Klaus Peuster.
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